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Konzerne und andere Vorhabensträger 
von Großprojekten rechnen heute mit 
Protest – oder vielmehr: sie planen 
ihn ein. Zahlreiche Consultant-Un-
ternehmen und PR-Agenturen haben 
Strategien und Methoden entwi-
ckelt, mit Protest umzugehen, und sie 
versuchen zunehmend „den Protest zu 
managen“ (Schwark 2012, S. 10).

Die Gesellschaft ist einen kleinen 
Schritt weit partizipativer geworden, 
denn es reicht nicht mehr, wenn Politik 
Entscheidungen fällt, verkündet und 
verteidigt (DAD, decide-announce-de-
fend). Die Legitimation von Projekten, 
also ihre Verständlichkeit und Zustim-
mungsfähigkeit in der breiten Bevöl-
kerung werden immer wichtiger. 
Politik und Unternehmen haben dies 
verstanden und setzen deshalb auf 
verschiedene Instrumente, um die 
öffentliche Debatte zu beeinflussen um 
ihre Projekte durchzusetzen.

Natürlich setzen die Unternehmen 
weiterhin ihre klassischen Instru-
mente des Lobbyismus ein – oft 
hinter versteckten Türen. Doch diese 
Methoden stoßen an ihre Grenzen. 
Deshalb geraten zwei alternative 
Ansätze verstärkt in den Vorder-
grund: Zum einen werden sympa-
thisierende Initiativen und Organi-
sationen gegründet und unterstützt 
(siehe den Artikel von Ulrich Müller). 
Zum anderen werden – insbesondere 
nach Stuttgart 21 – immer häufiger 
Partizipationsangebote gemacht und 
Mediationsverfahren eingesetzt. Was 
zunächst nach mehr Mitsprache für 
die Bevölkerung aussieht, entpuppt 
sich aber häufig als Versuch, Protest 
zu kanalisieren und zu spalten (siehe 

die Artikel von Michael Wilk und Ute 
Bertrand). Die Rahmenbedingungen 
und Fragestellungen der Beteiligungs-
verfahren können von Bürgerinitia-
tiven meist nicht beeinflusst werden 
- und die Option, ein umweltzerstö-
rendes Projekt gar nicht umzusetzen, 
stellt sich häufig auch nicht.

Solche Methoden kommen insbe-
sondere dort zur Anwendung, wo 
esum – oft milliardenschwere – Groß- 
projekte geht. Sie kommen dort zum 
Einsatz, wo Protest erwartet wird 
und die öffentliche Meinung wichtig 
werden kann. Und sie kommen auch 
zum Einsatz, wenn Unternehmen nur 
noch wenig Reputation zu verlieren 
haben – wie bei der Nutzung der 
Atomkraft oder aktuell bei der Schaf-
fung einer Pro-Braunkohle-Initiative 
im Rheinischen Revier.

Doch für die Sozialen Bewegungen 
reicht es nicht aus, diese Phänomene 
und Methoden zu kennen. Es muss 
darum gehen, das vorhandene Wissen 
zusammenzutragen und für möglichst 
viele Initiativen und Menschen 
verfügbar zu machen. So muss jede 
Bürgerinitiative und Protestbewegung 
zwar eigene Erfahrungen machen, 
kann aber auf einen Wissenspool 
zurückgreifen, der Gegenstrategien 
und Erfahrungen bereithält, Tipps und 
Wissen. Die Tagung „Wenn Konzerne 
den Protest managen“ war ein Beitrag 
dazu – und diese Dokumentation und 
ein folgender Tagungsband sollen 
weitere Beiträge sein. 

In dieser Dokumentation wird 
zunächst anhand einiger Beispiele ein 
Überblick über die PR- und Lobby-
landschaft gegeben (Ulrich Müller, 

LobbyControl) und die Phänomene 
Astroturf und Grassroots-Lobbying 
werden erläutert (Sarah Ertl). Danach 
werden verschiedene Beispiele solcher 
Kampagnen beschrieben und auch 
Ergebnisse des Workshops zum 
Umgang mit Braunkohle-Initia-
tiven beschrieben (Daniel Häfner). 
In einem Interview mit Jason Kirk-
patrick geht es um den Einsatz von 
Spionen in Sozialen Bewegungen. Es 
schließen sich drei Artikel (Michael 
Wilk, Matthias von Hermann, Ute 
Bertrand) an, die sich mit den zuneh-
menden Einbindungsversuchen durch 
Beteiligungsverfahren und der Rolle 
der Öffentlichkeit befassen. Abschlie-
ßend werden Organisationen und 
Internetplattformen vorgestellt, die 
Konzernstrategien ans Licht bringen 
und eine beständige Informations-
quelle darstellen können.

An dieser Stelle sei auch noch 
einmal gesagt, dass die Organisation 
einer solchen Tagung nur durch die 
Zusammenarbeit vieler möglich war 
- seien es die Organisationen ROBIN 
WOOD, LobbyControl, klimaretter.
info und Linke Medienakadmie, die 
Kontakte und auch Geld zur Umset-
zung zur Verfügung gestellt haben und 
ihre – oft viel zu knappe – Arbeits-
zeit. Seien es die vielen ehrenamt-
lich Helfenden bei der Vorbereitung, 
Werbung und Durchführung, seien 
es die ReferentInnen und Teilneh-
merInnen, die Ideen in Workshops 
einbrachten. Eine solche Tagung ist 
immer auch die kollektive Leistung 
einer ganzen Bewegung – und sie stieß 
mit mehr als 170 Teilnehmenden auch 
auf großes Interesse.

WENN KONZERNE DEN PROTEST MANAGEN 
EINE EINLEITUNG

Foto: Daniel Häfner
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Die neuen Strategien von Dialog, 
Umarmung oder Schaffung eigener 
Initiativen durch Unternehmen 
werden bisher weder von Sozialen 
Bewegungen, betroffenen Initiativen 
noch von JournalistInnen ausreichend 
beachtet oder analysiert. Wenn es zu 
inhaltlichen oder auch konfrontativen 
Auseinandersetzungen kommt, dann 
werden diese (künstlichen) Initiativen 
immer als Einzelfall betrachtet: in 
der Lausitz der „Pro Lausitzer Braun-
kohle e.V.“ und im Rheinischen Revier 
„Unser Revier – unsere Zukunft – an 
Rur und Erft“, „Ja zu Fra“ am Flughafen 
Frankfurt/Main und „I love S21“ in 
Stuttgart. 

Und genau deshalb sollten solche 
Initiativen auf der Tagung „Wenn 
Konzerne den Protest managen“ am 
26. September 2015 diskutiert werden. 
Neben der Aufklärung über diese 
Prozesse, in denen ökonomische Inte-
ressen mit den Mitteln der Zivilgesell-
schaft durchgesetzt oder unterstützt 
werden sollen, ging es insbesondere 
darum, erfolgreiche Gegenstrategien 
zu beleuchten, bekanntzumachen 
und zu erarbeiten. Diese Ergebnisse 
werden in dieser Broschüre und dem 
folgenden Tagungsband zusammenge-
tragen und vertieft. 

Im Folgenden soll die Struktur 
der Tagung dargestellt werden – mit 
Hinweisen zur weiteren Recherche. 
Zunächst begann die Tagung mit einem 
generellen Überblick durch Ulrich 
Müller (LobbyControl) – Teile dieses 
Vortrags sind in dieser Broschüre 
dokumentiert, darüber hinaus gibt 
es weitere Informationen im aktuell 
erschienen Lobbyführer „LobbyPlanet 
Berlin – der Reiseführer durch den 
Lobbydschungel“.

An die Einführung schlossen sich 
drei Panels mit unterschiedlichen 
Themen Sozialer Bewegungen an: 
Energie/Klima, Große Infrastruktur-
projekte und aktuelle internationale 
Entwicklungen.

Auf dem Panel Energie/Klima 
waren Philip Bedall (Robin Wood), 
Arwen Colell (Bürger Energie Berlin) 
und Wilm Görlich (ausgeCO2hlt) 
vertreten, moderiert wurde es von 
Toralf Staud (klima-luegendektor.
de). Von Philipp Bedall erschien im 
Jahr 2014 das Buch „Climate Justice 

vs. Klimaneoliberalismus?“, in dem er 
unter anderem auch auf die industriefi-
nanzierte Grassroots-Lobbying-Kam-
pagne „Hopenhagen“ eingeht, die zu 
den Klimaverhandlungen 2009 in 
Kopenhagen sehr aktiv war.

Die Ergebnisse des Panels „große 
Infrastrukturprojekte“ mit Michael 
Wilk (AKU Wiesbaden), Matthias von 
Herrmann (u.a. Parkschützer) und Ute 
Betrand (Robin Wood) sind in dieser 
Broschüre und dem Tagungsband 
dokumentiert.

Weitere Informationen zum Panel: 
„Aktuelle Entwicklungen auf europäi-
scher und internationaler Ebene“ gibt 
es auf den jeweiligen Internetseiten der 
Referierenden: Peter Gerhardt (Denk-
hausBremen.de) und Pia Eberhardt 
(Corporate Europe Observatory, CEO, 
www.corporateeurope.org).

Auf der Tagung folgten darauf zahl-
reiche Workshops. Wir zeigen hier 
eine Auswahl an Themen, die nicht 
im Tagungsband diskutiert werden 
(können):
Patientenorganisationen  
und Pharmaindustrie 
Pharmaunternehmen, die den direkten 
Draht zu potenziellen Konsumenten 
ihrer Präparate suchen, sind an guten 
Kontakten zu Patientenorganisationen 
lebhaft interessiert. Ein verbreitetes 
Mittel, um Einfluss zu nehmen und 
Abhängigkeiten aufzubauen, ist das 
gezielte Sponsoring: Rund 5,6 Millionen 
Euro zahlten Arzneihersteller allein 
im Jahr 2013 an Patientenverbände in 

Deutschland. Weitere Informationen 
gibt es unter www.bioskop-forum.de.

Umgang mit Klimawandel-Leugnern? 
Die Community der Klimawandel- 
Leugner ist nicht sehr groß, aber auch in 
Deutschland vorhanden (z.B. EIKE e.V.). 
Was bewegt die Klimawandel-Leugner? 
Eine Zusammenstellung der Akteure 
gibt es von Achim Brunnengräber 
(2013) im Workingpaper Klimaskeptiker 

in Deutschland und ihr Kampf gegen die 

Energiewende (auch im Internet).

 Kommunikationsguerilla 
Wie funktioniert Social Hacking und 
auf welche Grenzen stoßen wir damit 
bei Kampagnenarbeit? Wie kann man 
Subversion für Recherchen nutzen? 
Die Erfahrungen des Peng Kollek-
tivs sind nicht repräsentativ, doch 
die Reaktionen deuten auf das Poten-
zial subversiver Kampagnen hin. 
Ihre These: Wir brauchen weniger 
Lobbygespräche, es ist Zeit für zärt-
lich-humorvolle Sabotage. Zahlreiche 
Beispiele von Kampagnen des Kollek-
tivs gibt es unter www.pen.gg. 

Videomitschnitte der Einführung der 
Tagung, des Panels Klima und Energie 
und auch Interviews mit einzelnen 
Teilnehmenden gibt es auf der Youtube 
(Konzernprotest) und auf www.
konzernprotest.de wird es weitere 
Informationen z.B. zum Tagungsband 
geben, der voraussichtlich Ende März 
2016 erscheint.

WENN KONZERNE DEN PROTEST MANAGEN 
ÜBERBLICK ÜBER DIE TAGUNG

Daniel Häfner, Robin Wood

Foto: Ute Bertrand, Robin Wood

Eröffnung der Tagung
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1999 platzte die Konferenz der 
Welthandelsorganisation in Seattle, 
begleitet von starken ziviligesellschaft-
lichen Protesten. Daraufhin organi-
sierten PR-Agenturen wie Edelman 
in den USA Veranstaltungen zum 
Umgang mit Nichtregierungsorganisa-
tionen (NGOs). Wie sollte die Indus-
trie mit der wachsenden Rolle von 
NGOs umgehen? 

Wenn die Industrie auf starken 
gesellschaftlichen Widerstand stößt, 
versucht sie immer wieder, neue Stra-
tegien für den Umgang mit Protesten 
zu finden. Eine ähnliche Welle gab es 
nach den Protesten um Stuttgart 21, 
als in Industrie- und PR-Szene über 
Bürgerbeteiligung und Mediationsver-
fahren diskutiert wurde. Längst planen 
die Träger von Großprojekten mit 
Protesten. Deshalb ist es für die Zivil-
gesellschaft wichtig, sich mit den Stra-
tegien der Unternehmen intensiver zu 
beschäftigen. Beginnen wir mit zwei 
konkreten Beispielen der Asphalt-
lobby und der Deutschen Bahn – im 
Folgenden soll dies dann allgemeiner 
erläutert werden.

Die Asphaltlobby und  
Bürgerinitiativen für Straßenbau 

Bei der Debatte um die A20 im Jahr 
1998 blieben protestierende Bürge-
rInnen außen vor, während die 
UnterstützerInnen des Verkehrspro-
jektes für die Medien die „öffentliche 
Meinung“ darstellen sollten. Hierzu 
engagierte sich die „Gesellschaft zur 
Förderung umweltgerechter Straßen- 
und Verkehrsplanung (GSV)“. Dieser 
Verein fördert viele lokale Bürgeri-
nitiativen für Verkehrsprojekte wie 
Umgehungsstraßen und Unterfüh-
rungen. Was man dabei von außen 
nicht sieht, sind die engen Verbin-
dungen der GSV zur Asphalt- und 
Baubranche (Panorama 1998). 

Die GSV tritt nach außen als neut-
raler, gemeinnütziger Verein auf. In 
Wirklichkeit finanziert sich die GSV 
hauptsächlich über die sogenannte 
Fördergemeinschaft für umweltge-
rechte Straßen- und Verkehrsplanung 
(FSV). In deren Vorstand saßen in den 
letzten Jahren unter anderem Vertreter 
der Strabag-Tochter Deutsche 
Asphalt, des ADAC-Südbayerns, der 
Asphalt-Mischwerke Oberfranken und 

der Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Asphaltverbands. Die Mehr-
heit der Gründungsmitglieder der 
GSV und der FSV sind Unternehmen 
und Verbände der Straßenbau- und 
Automobilindustrie. Deren Ziel ist es, 
über die Bürgerinitiativen und deren 
Proteste mehr Steuergelder für den 
Straßenbau locker zu machen. Denn 
das geht natürlich besser, wenn die 
Abgeordneten in ihren Wahlkreisen 
von Bürgerinitiativen unter Druck 
gesetzt werden, als wenn sie nur von 
der Baulobby angesprochen würden. 

Die Pro-Straßen-Bürgerinitiativen 
bekommen durch die GSV professio-
nelle Hilfe bei der Pressearbeit, bei der 
Strategieentwicklung und auch finanzi-
elle Unterstützung. Letztlich ist die GSV 
eine Vorfeldorganisation der Asphalt- 
und Baulobby, um lokale Initiativen 
für mehr Straßen zu unterstützen. Die 
Menschen in den Bürgerinitiativen vor 
Ort sind zwar real und haben reale Inte-
ressen. Die Unterstützung durch die 
GSV beruht jedoch auf dem Profitinte-
resse der Unternehmen – und natürlich 
regt die GSV keine Debatte über eine 
andere Verkehrspolitik an. 

Verdeckte Privatisierungskampagne 
der Deutschen Bahn 

Das zweite Beispiel: Gegen die Bahn-
privatisierung gab es 2007 große zivil-
gesellschaftliche Proteste durch das 
Bündnis „Bahn für alle“. Die Deutsche 
Bahn organisierte daraufhin eine umfas-
sende Lobbyarbeit für die Privatisierung 
u.a. mit der Unterstützung ehemaliger 
Politiker und Landesverkehrsminister 
in ihren Reihen. Parallel tauchten in 
Medien und Online-Foren Stimmen 
für die Privatisierung auf. Diese wurden 
durch die Denkfabrik „Berlinpolis“ und 
ihre Website „Zukunft mobil“ lanciert. 
Berlinpolis bestritt damals, dass es eine 
Verbindung zur Deutschen Bahn gab. 
Auch eine vermeintliche Bürgeriniti-
ative pro Bahnprivatisierung trat auf: 
allerdings nur online über die Webseite 
„Meine Bahn, Deine Bahn“ (die nicht 
mehr existiert).

2009 konnte LobbyControl enthüllen, 
dass hinter den Aktivitäten von Berlin-
polis sehr wohl die Deutsche Bahn stand 
(Klein/Müller 2009). Das Unternehmen 
räumte ein, eine verdeckte Kampagne 
für 1,3 Mio. Euro in Auftrag gegeben 

zu haben. Auftragnehmer war die 
Lobbyagentur „European Public Policy 
Advisors GmbH“ (EPPA), die wiederum 
Berlinpolis beauftragte. Auch die 
vermeintliche Bürgerinitiative tauchte 
in den Berichten von EPPA an die Bahn 
auf. Es handelte sich also nicht um eine 
echte Bürgerinitiative, sondern um eine 
künstliche Initiative, die mit dem Begriff 
Astroturf beschrieben werden kann .

Intransparenz und Top-Down-Ansatz

„Astroturf“ ist eigentlich ein Marken-
name für Kunstrasen und bezeichnet 
die Imitation von Grassroot-Initia-
tiven. Astroturf soll wie Graswurzeln, 
also Bürgerbewegungen von unten 
aussehen, ist aber künstlich (siehe den 
nächsten Beitrag von Sarah Ertl).

Warum ist diese Intransparenz 
nicht zufällig, sondern Teil des Spiels? 
Die Ressourcen der Unternehmen und 
Verbände in Form von Finanzen und 
Kontakten übersteigen bei Weitem 
die Mittel echter Bürgerinitiativen. 
Es mangelt ihnen aber an Glaubwür-
digkeit und Mobilisierungsfähigkeit. 
Diese Schwächen sollen durch insze-
nierte Initiativen ausgeglichen werden. 
Die Glaubwürdigkeit lebt jedoch 
davon, dass die Unternehmensstrategie 
dahinter unsichtbar bleibt. Auch wenn 
wie im Falle der GSV die Bürgerinitia-
tiven selbst real sind, sollen die Förder-
struktur und die Industrie-Verflech-
tungen im Hintergrund bleiben. 

Es gibt auch offen praktizierte 
Beispiele wie bei „Ja zu FRA“, einer 
Kampagne für den Frankfurter Flug-
hafen, und Kampagnen von Vatten-
fall in der Lausitz. Dort schicken etwa 
MitarbeiterInnen Forderungen an die 
Regierung. Teilweise gab es infor-
mell Druck, dass die Angestellten eine 
bestimmte Quote von Anschreiben 
erfüllen sollten. Hier ist sichtbar, dass 
die Initiativen aus einem Top-Down-
Prinzip entstehen, da die Angestellten 
in einem Abhängigkeitsverhältnis zur 
Unternehmensleitung stehen. Dieses 
stellt einen deutlichen Unterschied zu 
wirklichen Bürgerinitiativen dar.

Taktiken, um Proteste zu „managen“

Astroturf ist aber nicht die einzige 
Methode von Unternehmen, Protest 
zu managen. Eine wichtige Grundlage 
besteht in der Beobachtung der Zivil-

WIE KONZERNE PROTEST MANAGEN 
EIN ÜBERBLICK VON ASTROTURF BIS SPIONAGE

Ulrich Müller, LobbyControl
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gesellschaft, um aufkeimende Proteste 
schon weit im Vorfeld zu erkennen 
und managen zu können. Das geht 
bis zum Einschleusen von Spionen. 
Des Weiteren gibt es konfrontative 
Taktiken, Menschen zu stigmatisieren 
oder durch juristische Mittel einzu-
schüchtern. Dies ist etwa anhand des 
„Centers for Consumer Freedom“ 
in den USA sichtbar, dieses greift 
Umweltgruppen, Tierschützer und 
Gewerkschaften an. Die Finanziers der 
Arbeit werden dabei verschleiert. 

Auch stehen einbindende Taktiken 
zur Verfügung, etwa Dialoge im 
Konfliktfall oder eine präventive 
Akzeptanzarbeit schon im Vorfeld. Eine 
Neutralisierung von wirklichen Bürge-
rinitiativen wird auch erreicht, indem 
mittels künstlicher Initiativen eine 
gesellschaftliche Uneinigkeit inszeniert 
wird. Darüber hinaus nutzen Unter-
nehmen Imagekampagnen wie Green-
washing, also die positive Darstellung 
des eigenen Unternehmens in Umwelt-
fragen. Meist kommen aber mehrere 
Strategien parallel zum Tragen.

Ein bekanntes Muster wurde von 
Nestlé in den 1980er Jahren entwi-

ckelt: Im Umgang mit dem großen 
Nestlé-Boykott der späten 70er und 
80er setzte das Unternehmen auf eine 
„Teile und Herrsche“-Strategie. Der 
Lobbyist Ron Duchin, ein Kollege 
der damaligen Nestlé-Berater, unter-
schied in einer Rede 1991 vier Typen 
von Aktivisten: Radikale, Idealisten, 
Opportunisten und Realisten. Das 
Ziel müsse sein, Radikale zu isolieren, 
Idealisten zu Realisten machen und 
die Realisten zur Zusammenarbeit 
mit den Unternehmen zu bewegen 
(„co-opt the realists into agreeing with 
industry“) – die Opportunisten würden 
dann folgen. Auch wenn sicher nicht 
alle PR-Berater und Lobbyisten dieses 
Raster von Duchin kennen: in vielen 
Fällen tauchen ähnliche Muster im 
Umgang mit Protesten auf. 

Was tun?

Um in Zukunft das Protestmanage-
ment der Konzerne bewusst zu 
machen, sollte dies in der öffentlichen 
Debatte und in der Zivilgesellschaft 
stärker thematisiert werden. Unter-
nehmensnahe Initiativen müssen 
entlarvt und bekannt gemacht 

werden. LobbyControl versucht dies 
u.a. durch die Dokumentation auf  
lobbypedia.de – und diese Enzyk-
lopädie der PR-Unternehmen und 
Strategien wächst.

Gerade in der Debatte um Bürger-
beteiligung müssen die damit verbun-
denen Strategien von Unternehmen 
zukünftig stärker beleuchtet werden. 
Nichtregierungsorganisationen und 
Bürgerinitiativen sollten sich mit 
diesen Strategien auseinandersetzen 
und sensibler dafür werden, wie Unter-
nehmen Protest managen wollen. 

Es ist grundsätzlich aber wichtig, 
nicht nur bei jeweils einzelnen 
Bürgerbeteiligungen zu konkreten 
Projekten stehen zu bleiben, sondern 
auch den einseitigen Einfluss von 
Unternehmen auf Politik, also die 
Rahmenbedingungen insgesamt in 
den Blick zu nehmen. 

Auch wenn die Unternehmen über 
großen Einfluss und immense finanzi-
elle Mittel verfügen: Die Überlegungen 
der Unternehmen zum Umgang mit 
Gegeninitiativen machen auch Hoff-
nung. Denn sie zeigen, wie stark sie 
unter Druck stehen!

LobbyControl-Aktion nach dem Bahn-Skandal 2009: Wir müssen Lobby-Akteure durchleuchten.  
Wer steckt dahinter? Wir brauchen mehr Transparenz!

Foto: LobbyControl
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Neben besorgten Bürgerinnen und 
Bürgern, die sich zu Graswurzelkollek-
tiven (Grassroots) und Protestgruppen 
zusammenschließen, versuchen auch 
profitorientierte Unternehmen, 
Parteien und ähnliche politische Orga-
nisationen, Protest zur politischen 
Einflussnahme zu nutzen. Sie schaffen 
künstliche Proteste und platzieren diese 
zielgenau, um politische Reaktionen zu 
bewirken und Rückkopplungen herbei-
zuführen. Zahlreiche Consultancies und 
Public-Relations-Agenturen speziali-
sieren sich mittlerweile darauf, professi-
onelle Strategien zu entwickeln, um auf 
diesem Weg die Aufmerksamkeit der 
medialen Öffentlichkeit zu gewinnen. 
Darin haben sie manchmal sogar mehr 
Erfolg als Graswurzelorganisationen.

Die zumeist journalistisch aufge-
deckten Fälle von Astroturfing und 
Grassroots-Lobbying auf nationaler 
und europäischer Ebene sowie in den 
USA häufen sich, umso mehr besteht 
Bedarf an der weiteren wissenschaftli-
chen Aufarbeitung von Fallstudien und 
vertiefenden theoretischen Analysen 
(Althaus 2007a; Boulay 2008; Ertl 
2015; Irmisch 2011). Doch die bereits 
vorhandenen Arbeiten geben Auskunft 
über die wichtigsten Merkmale der 
beiden Phänomene.

Astroturf-Lobbying (auch: Astrotur-

fing oder Astroturf) meint die Herstel-
lung von Graswurzelkampagnen oder 
Graswurzelprotest durch eine profi-
torientierte Organisation von oben 
nach unten (Top Down) mit dem Ziel, 
ein eigenes Interesse durchzusetzen. 
Dies geschieht über die Bildung einer 
Protestgruppe, die Top Down gesteuert 
wird, und beinhaltet die klare Defini-
tion eines Protestziels, die strategische 
Organisation von Protestaktionen 
sowie deren mediale Vermarktung. 
Astroturf-Protest stellt somit also das 
Gegenstück zu Graswurzelprotest dar, 
der sich von unten nach oben (Bottom 
up) aus einem Zusammenschluss von 
persönlich betroffenen Einzelper-
sonen zu einem Kollektiv entwickelt. 
Im Gegensatz zu Astroturf-Protesten, 
die in den allermeisten Fällen durch 
ein sehr fokussiertes, spezifisches Ziel 
gekennzeichnet sind, haben Protestie-
rende in Graswurzelprotesten meist 
zunächst unterschiedliche Anliegen 
und Ziele auf mehreren Ebenen und 

müssen sich in Zusammenarbeit erst 
auf eine gemeinsame Zieldefinition 
einigen. Die Bezeichnung Astroturf, 
deren begrifflicher Ursprung im Namen 
eines US-amerikanischen Kunstra-
senunternehmens liegt, geht aus dem 
Bestreben hervor, den Zusammenhang 
zwischen Originärem und Künstlichem 
zu unterstreichen und so das Verhältnis 
zwischen Graswurzel- und Astro-
turf-Protesten zu verbildlichen (Ertl 
2015; Irmisch 2011; Lyon/Maxwell 
2004: 563; Stauber/Rampton 1995).

Mit dem Wortzusatz Lobbying wird 
auf das Charakteristikum des gesell-
schaftlich erweiterten Lobbyings 
hingewiesen, welches strategisch, 
eigennützig und zur Verfolgung der 
Interessen der Auftrag gebenden 
Organisation eingesetzt wird. Im 
Allgemeinen sowie bei Astroturfing 
im Konkreten wird Lobbying meist 
informell und intransparent betrieben.  

Die Organisation von Astroturf-Kam-
pagnen übernehmen dabei häufig 
spezialisierte Public-Relations-Ab-
teilungen und Agenturen, die für den 
hochprofessionellen Außenauftritt 
von solchen Protesten verantwort-
lich zeichnen (Bentele 2007; Harris/
Fleisher 2005; Wehrmann 2007: S. 40). 

Besonderes Merkmal von Astro-
turf-Protesten ist ihr im Vergleich 
zu zahlreichen Graswurzelprotesten 
deutlich eingegrenztes und stark defi-
niertes Protestziel. Zur Steigerung 
von Glaubwürdigkeit, Aufmerksam-
keit und Druckausübung wird eine 
vermeintlich unabhängige dritte Partei 
– protestierende besorgte Bürge-
rInnen – eingesetzt. Die Abhängig-
keit von politischen VertreterInnen 
von den wählenden BürgerInnen und 
der öffentlichen Meinung wird von 
Unternehmen genutzt und strategisch 
über die Einbindung von protestie-
renden BürgerInnen eine Rückkopp-

lung zur politischen Ebene erwirkt 
(Burton/Rowell 2003; Showalter/
Fleisher 2005: S. 210).

Der Erfolg von Astroturf-Lobbying 
ist auch an das ökonomische Kapital 
seiner Auftraggeber gebunden. Soll mit 
einem Top Down organisierten Protest 
mediale und politische Aufmerksam-
keit gewonnen werden, muss zunächst 
die mediale Vermittlung mit umfang-
reicher PR-Arbeit organisiert und 
finanziert werden. Auch die Protestie-
renden selbst müssen, sofern sie selbst 
weder von dem vertretenen Protest-
ziel betroffen noch thematisch invol-
viert sind, bei sprichwörtlicher Laune 
gehalten werden und einen Nutzen in 
ihrem Engagement sehen (Ertl 2015).

Grassroots-Lobbying unterscheidet 
sich von Astroturf-Lobbying zuvor-
derst durch seine Ausrichtung: Ein 
bereits bestehendes Graswurzelkol-
lektiv wird strategisch in die Argu-
mentationsführung zur Durchsetzung 
eines Organisations- bzw. Unterneh-
mensinteresses einbezogen. Dabei 
überschneidet sich das Ziel des Gras-
wurzelkollektivs mit jenem der Orga-
nisation zumindest teilweise – das 
freiwillige Engagement der Protestie-
renden wird genutzt, um die eigene 
Bürgernähe, sozialpolitische Verant-
wortung und die Relevanz des Protest-
ziels zu unterstreichen. Für Grassroots 
kann diese Verbindung nützlich sein, 
wenn sich dabei das „solidarisierende“ 
Unternehmen/Partei/andere Organi-
sation mit Gütern einbringt, Kosten 
übernimmt oder sich mit Organisa-
tionsarbeit einbringt (Althaus 2007: 
S. 7-12). Zum Problem wird Grass-
roots-Lobbying für Grassroots aller-
dings, wenn die solidarisierende Orga-
nisation versucht wird, die Protestziele 
des Graswurzelkollektives nicht nur 
zu vertreten und für sich zu nutzen, 
sondern auch von außen (um-)zu 
lenken (Lyon/Maxwell 2002: S. 15-18).

In einigen Fällen werden Astroturf- 
und Grassroots-Lobbying als Stra-
tegien gemeinsam angewendet, eine 
detaillierte Abgrenzung der beiden 
Strategien steht noch aus (Althaus 
2007; Boulay 2008; O’Donnovan 2005). 

Vertiefende Lektüre: Ertl, Sarah 
(2015): Protest als Ereignis. Zur medialen 

Inszenierung von Bürgerpartizipation. 

Bielefeld: transcript Verlag.

ASTROTURF- UND GRASSROOTS-LOBBYING  
AUS WISSENSCHAFTLICHER PERSPEKTIVE
Sarah Ertl, Politik-, Sprach- und Medienwissenschaftlerin

Kunstrasen oder Graswurzel? Künstlich  
oder authentisch? Das ist hier die Frage

Foto: Kevan | flickr.com
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Ob Atomkraftwerke, die Bahnpriva-
tisierung, neue Tagebaue oder Lande-
bahnen: Künstliche Bürgerinitiativen 
sind mittlerweile Teil vieler politischer 
Auseinandersetzungen, wenn es um 
Großprojekte geht – und viel Geld. 

Einige dieser Initiativen haben wir 
in Teilen der Broschüre vorgestellt, 
wollen aber noch einmal ein Schlag-
licht auf verschiedene interessante und 
prominente Initiativen werfen, die in 
den letzten Jahren aktiv waren.

Atomenergie per Leserbrief  
– die „Bürger für Technik“

Gerade in den 1970er und 1980er 
Jahren gab es zahlreiche Initiativen 
für die Nutzung der Atomenergie. 
Diese entstanden im Wesentlichen 
im Umfeld der Atomkraftwerke 
und wurden durch ArbeiterInnen 
der AKWs gegründet. Bekannt sind 
mindestens acht solcher Initiativen, 
die sich in der „Aktionsgemeinschaft 
der Bürgerinitiativen für Energiesi-
cherung und Kerntechnik“ zusammen-
geschlossen hatten – und die allesamt 
nicht mehr existieren.

Der letzte Verein, der sich für 
die weitere Nutzung der Atomkraft 
einsetzte sind die „Bürger für Technik 
e.V.“ (www.buerger-fuer-technik.de). 
Der Verein verbreitet Informationen 
zu technischem Fortschritt und will 
öffentliches Interesse an technischen 
Fragestellungen schaffen. Der Verein 
bringt sich u.a. durch Leserbriefe in die 
gesellschaftlichen Debatten ein – und 
dies war auch seine zentrale Strategie, 
denn 1 Leserbrief kann auf Redak-
tionen von Zeitungen wie tausend 
Meinungen wirken. Der Verein stellt 
insgesamt eine Vorfeldorganisation 
der Atomwirtschaft dar und ist selbst 
aus der Kerntechnischen Gesellschaft 
hervorgegangen, woraus personelle 
Überschneidungen resultieren (Fuchs 
2008 + 2011). Christian Fuchs enthüllte 
diese Zusammenhänge nach investiga-
tiver Recherche und durch diese Veröf-
fentlichungen wurde dem Verein und 
seiner Wirksamkeit auch die Spitze 
genommen. Der Verein publiziert 
auch weiterhin – in geringem Umfang 
– Positionen für die Kernenergie.

Auch wenn es sich bei der Orga-
nisation um einen Astroturf-Verein 
handelt, ist die Motivation der 

Mitglieder (häufig ehemalige Inge-
nieure und Naturwissenschaftler) 
doch echt und basiert – wie auch bei 
den Klimawandelskeptikern (vgl. 
Brunnengräber 2013) – auf einer 
wissenschaftlichen Überzeugung und 
leidenschaftlichem Auftreten gegen 
die Energiewende. In der öffentli-
chen  Debatte diskreditieren sich die 
Mitglieder häufig aber auch selbst, 
wenn sie polemisch und ausfällig 
reagieren und erneuerbare Energien 
bspw. als „Hippiestrom“ bezeichnen 
(Internetseite Bürger für Technik 
2015). Wichtig im Umgang mit den 
Mitgliedern solcher Organisationen 
dürfte sein, nicht die Lebensleistung 
der Personen (bspw. in Atomkraft-
werken) anzugreifen (vgl. S. 10 in 
dieser Broschüre). 

Die Fracht braucht die Nacht

Die Fracht-Airline Lufthansa Cargo 
initiierte im Juni 2010 die Kampagne 
„Die Fracht braucht die Nacht“. Ziel 
war es, für die Flughäfen „wettbewerbs-
fähige Betriebszeiten“ zu erhalten, die 
durch den Gesetzgeber in einer Novelle 
des Luftverkehrsgesetzes geändert 
werden sollten. Im Oktober 2011 kam 
es zu einer Demonstration von rund 500 
MitarbeiterInnen und an einer Unter-
schriftenkampagne an die Bundesregie-
rung beteiligten sich 100 Unternehmen 
und 10.000 MitarbeiterInnen (Althaus 
2013, S. 80). Insgesamt orientierte sich 
die Kampagne am klassischen Grass-
roots-Lobbying-Modell aus den USA, 
in dem es darum geht, MitarbeiterInnen 
für die politischen Ziele des Unterneh-
mens zu mobilisieren.

Das Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig bestätigte das Nachtflugverbot 
am Frankfurter Flughafen im April 
2012, worauf die Kampagne ihre Akti-
vitäten einstellte (ebd.). Darüber hinaus 
startete zu diesem Zeitpunkt aber auch 

die Kampagne „Ja zu FRA“, die thema-
tisch weitaus breiter aufgestellt wurde. 

Flughafen von oben – Ja zu FRA!

„Ja zu FRA!“ war das Motto einer 
Kundgebung am 1. März 2012 auf dem 
Römerberg in Frankfurt/Main. Mit 
der Kundgebung reagierten die Unter-
nehmen Fraport AG, Lufthansa und 
Condor darauf, dass sie in der Debatte 
um den Ausbau des Frankfurter Flug-
hafens und das Nachtflugverbot zuneh-
mend in die Defensive geraten waren. 
Durch die Kundgebung und die Grün-
dung der Initiative „Ja zu FRA!“ sollte 
eine „diffus positive Grundstimmung“  
(Althaus 2013, S. 81) für den Flug-
hafen erzeugt werden. Darüber hinaus 
sollte gezeigt werden, dass es sich bei 
den zunehmenden Protesten gegen 
den Flughafen nicht um eine Mehr-
heitsmeinung handelte. Mit rund 8.000 
Teilnehmenden gelang den Organisa-
toren ein Überraschungserfolg, der zu 
zahlreichen politischen Auseinander-
setzung führte und so gab bspw. die 
grüne Landtagsfraktion an, die Orga-
nisation der Kundgebung hätte rund 
1 Million Euro gekostet – die Veran-
stalter widersprachen, nannten aber 
keine genauen Zahlen (ebd.).

Organisiert wurde die Demonstra-
tion von der PR-Agentur Burson-Mar-
steller. Burson-Marsteller entwickelte 
für die Kundgebung die Internetseite 
www.ja-zu-fra.org sowie Plakate 
und Radiospots. Die Firmen Fraport, 
Condor und Lufthansa unterstützten 
die Veranstaltung massiv. Fraport 
bezahlte seinen MitarbeiterInnen 
bspw. die Fahrtkosten und stellte Busse 
zur Kundgebung zur Verfügung. Luft-
hansa hatte zudem Kunden aus dem 
Miles and More-Programm per Mail 
um ihr Kommen gebeten (Lobbypedia.
de). Die Unternehmen verbergen die 
Urheberschaft der Kampagne aber 
nicht: „Die Initiatoren von ‚Ja zu FRA!‘ 
sind die Deutsche Lufthansa AG, 
Condor Flugdienst GmbH und die 
Fraport AG. Sie wird von Bürgerinnen 
und Bürgern, Unternehmen und 
weiteren Organisationen unterstützt.“

Nach Mobilisierung zur Kundge-
bung wurde die Kampagne/Initiative 
weiter geführt und ist laut Initiatoren 
„zeitlich unbegrenzt“. So wurde bspw. 
an einem Flughafengebäude ein 24 

 
SCHLAGLICHTER AUF ASTROTURF-KAMPAGNEN
Daniel Häfner, Robin Wood

Die Lufthansa, Fraport und Condor  
sagen JA zu sich selbst

Foto: Condor.com
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Meter großes Transparent „Wir sagen: 
Ja zu Fra!“ angebracht (siehe Bild).

Den Bahnhof lieben – I love S21

Am 10. September erklärte der dama-
lige Baden-Württembergische Minis-
terpräsident Stefan Mappus, man werde 
“auf den verschiedensten Kanälen mehr 
denn je offensiv informieren.“ Die 
Industrie- und Handelskammer Stutt-
gart kündigte im selben Zeitraum an, 
wieder die Meinungsführerschaft über-
nehmen zu wollen (Nebel 2010).

In der folgenden Zeit verstärkten 
sich – insbesondere in den Sozialen 
Netzwerken wie Twitter und Face-
book – die Aktivitäten der S21-Befür-
worter. Diese organisierten sich auch 
wirklich zu einer „kleinen Bewegung“. 
Die „Internetoffensive“ der Befür-
worter war breit  gestreut und reichte 
von großen Facebook-Seiten bis hin 
zu sehr kleinen Gruppen – und trug 
teilweise auch menschenverachtende 
Züge: Auf dem Twitter-Account der 
(sonst relativ unbedeutenden) Agentur 
pr-spezialisten.de hieß es 2010: „S21: 
Robin Wood, Park-Stasi und Öko-Ta-
liban treten die Demokratie in Stuttgart 

mit Füßen. Bitte spülen & räumen!“ 
und noch im Oktober 2015: „Wass-
erwerfer gossen das zarte Pflänzlein 
unseres zukünftigen Bahnhofs. Wir 
danken der Polizei für den Einsatz am 
‚goldenen Donnerstag‘ #S21“.

Die deutlich größeren Internet-
seiten „Wir sind Stuttgart 21“ und 
„Laufen für Stuttgart“ wurden durch 
das Unternehmen Sitibi, eine Agentur 
für Begegnungsmarketing, initiiert 
(www.sitibi.de). Auch das Projekt des 
„Laufen für Stuttgart“ selbst, mit bis zu 
4.000 Teilnehmenden, wurde durch 
den Gründer der Agentur initiiert. 
Dass für dieses Engagement pro Stutt-
gart 21 Geld geflossen sei, bestritt der 
Sitibi-Geschäftsführer Christian Kaul 
energisch (Kaul 2010).

Nachweise, ob und inwieweit 
Astroturf-Methoden bei S21 einge-
setzt wurden sind schwierig. Was 
sich nachweisen lässt ist, dass diese 
Agenturen häufig auch mit Politikern 
und (natürlich) der IHK zusammen-
arbeiten. Die Agenturen müssen auch 
selbst Kontakte (Relations) zu ihren 
potentiellen Kunden aufbauen. Gerade 
bei PR-Agenturen, die sich relativ 

häufig an Wettbewerben beteiligen, 
um neue Kunden zu gewinnen, ist also 
auch eine „nachträgliche Bezahlung“ 
möglich (in Anlehnung an die nach-
trägliche Korruption von Politike-
rInnen). So arbeitete die Agentur sitibi 
nach eigenen Angaben für das Turm-
forum Stuttgart e.V. (jetzt Bahnprojekt 
Stuttgart-Ulm e.V.), der im Namen der 
Deutschen Bahn die Öffentlichkeits-
arbeit zu S21 organisiert. Der Verein 
betreibt bspw. im Bahnhofsturm das 
Informationszentrum zum Projekt 
Stuttgart 21 und der Neubaustrecke 
Wendlingen – Ulm. Und so dürfte sich 
das Engagement einiger Agenturen für 
S21  finanziell doch noch auszahlen.

 
SCHLAGLICHTER AUF ASTROTURF-KAMPAGNEN
Daniel Häfner, Robin Wood

BAYER – EIN KONZERN SPONSERT DIE UN

von Philipp Mimkes, Coordination gegen Bayer-Gefahren

Die BAYER AG ist derzeit mit einem 
Umsatz von 42 Milliarden Euro das 
wertvollste Unternehmen im Dax. Der 
Konzern hat eine lange Tradition, sein 
Image mit vorgeblichem Umwelten-
gagement reinzuwaschen. Der Konzern 
vergibt Preise zum Klimaschutz, spon-
sert Wettbewerbe zu ökologischen 
Themen, ist Mitglied des UN Global 
Compact und kooperiert mit Dutzenden 
von Umweltorganisationen. Dabei 
wählt das Unternehmen gezielt solche 
Bereiche aus, in denen es in der Kritik 
steht, zum Beispiel beim Klimaschutz 
oder dem Schutz vor Pestiziden. 

Reale Veränderungen der Geschäfts-
politik resultieren hieraus nicht. Die 
Firma nutzt die Kooperationen jedoch 
weidlich in ihrer Außendarstellung. 
Dadurch profitiert der Konzern von 
dem guten Image seiner Partner und 
kann sich als Teil der Lösung ökologi-
scher Probleme inszenieren. Ein gutes 
Beispiel für diese Strategie ist die lang-

jährige Kooperation von BAYER mit 
der UN-Umweltbehörde UNEP. 

Für einen jährlichen Betrag von 1,2 
Millionen Euro darf der Konzern als 
offizieller Partner der Vereinten Nati-
onen auftreten und Fotos des UN-Ge-
neralsekretärs in seinem Geschäftsbe-
richt abdrucken. Im Jahr 2007 richtete 
BAYER gar die Jugendumweltkonfe-
renz der UN aus – direkt in der Lever-
kusener Unternehmenszentrale. Der 
Konzern stellte nicht nur die Räumlich-
keiten zu Verfügung, sondern gestal-

tete auch Teile des Programms und 
betrieb die Konferenz-Webseite. Als 
Beispiel für nachhaltiges Wirtschaften 
wurde den 200 TeilnehmerInnen die 
Müllverbrennungsanlage des Werks 
präsentiert. Der damalige Umweltmi-
nister Sigmar Gabriel sowie UNEP-Di-
rektor Achim Steiner machten hierzu 
gute Miene und ließen sich zusammen 
mit dem BAYER-Vorstand ablichten.

Die Coordination gegen BAYER- 
Gefahren organisierte zur Eröffnung 
der Konferenz eine Protestaktion, 
da sie die Glaubwürdigkeit der UNO 
beschädigt sah. Die Vereinten Nati-
onen dürfen Konzerne nicht als gleich-
berechtigte Partner behandeln und 
dadurch aufwerten. Aufgabe der UNEP 
sollte es stattdessen sein, die Verant-
wortung multinationaler Unter-
nehmen für ökologische Probleme auf 
die Tagesordnung zu setzen und sich 
für weltweit verbindliche ökologische 
und soziale Standards einzusetzen.

Philipp Mimkes kritisiert den Konzern bei  
der Hauptversammlung der BAYER AG

Foto: Coordination gegen Bayer-Gefahren
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Der „Pro Lausitzer Braunkohle e.V.“ 
und „Unsere Zukunft - unser Revier 
– an Rur und Erft“ sind Initiativen, 
die sowohl Astroturf- als auch Grass-
roots-Lobbying-Initiativen darstellen. 
Im Folgenden sollen die beiden Braun-
kohle-Initiativen vorgestellt und ihre 
Wirksamkeit untersucht werden, im 
Anschluss soll diskutiert werden, wie 
mit diesen Initiativen umgegangen 
werden kann.

Pro Lausitzer Braunkohle e.V.

Der Verein „Pro Lausitzer Braun-
kohle e.V.“ (www.pro-lausitz.de) 
gründete sich im Dezember 2011 und 
sammelte im Jahr 2013 rund 68.000 
Unterschriften für die Schaffung eines 
neuen Tagebaus „Welzow Süd II“, für 
den rund 810 Menschen umgesiedelt 
werden müssten und der die Zerstö-
rung des Dorfes Proschim zur Folge 
hätte. Umweltverbände sammelten 
rund 120.000 Unterschriften gegen das 
klimaschädliche Projekt.

Der Verein vertrat also zunächst 
auch die Interessen Vattenfalls, doch 
der Verein wurde eben nicht durch 
Vattenfall, sondern durch lokale Poli-
tiker von SPD, CDU und LINKE initi-
iert und gegründet, um ihre eigene 
Braunkohle-Politik zu unterstützen. 
So bestand der Gründungsvorstand 
laut Vereinsregister aus: Lothar Nicht 
(damals Beigeordneter für Ordnung, 
Sicherheit, Umwelt und Bürgerservice 
in Cottbus, LINKE), Werner Schaaf 
(damals Vorsitzender des Braunkoh-
leausschusses, jetzt Fraktionsvorsit-
zender der SPD in Cottbus), Dr. Klaus-
Peter Schulze (damals Bürgermeister 
Spremberg, jetzt MdB CDU), Daniel 
Biesold (Mitarbeiter einer Landtags-
abgeordneten, SPD), Sieglinde Hinzer 
(Vorsitzende des Betriebsrates der envia 
SERVICE GmbH - gehört zu RWE), 
Lena Kostrewa (Stadtverordnete 
Cottbus, SPD) und Wolgang Rupieper 
(Rentner, ehemaliger Richter). 

Diese Auflistung zeigt, dass es 
sich bei „Pro Lausitzer Braunkohle 
e.V.“ nicht um einen Verein handelt, 
der „von unten“ gegründet wurde, 
sondern von Menschen, bspw. in poli-
tischen Funktionen, die ihre Positi-
onen schon in verschiedenen Gremien 
vertreten können. Ziel der Gründung 
des Vereins war es offensichtlich, 

einen neuen Akteur zu etablieren, 
der vor allem in der breiteren Öffent-
lichkeit wirksam werden konnte. Die 
Konfliktlinie in Bezug auf neue Tage-
baue verläuft seitdem nicht mehr nur 
zwischen Vattenfall und den potentiell 
Betroffenen sowie den Umweltver-
bänden, sondern auch zwischen unter-
schiedlichen (vermeintlichen) zivilge-
sellschaftlichen Organisationen. 

Geldflüsse zwischen Vattenfall und 
dem Verein sind nicht nachweisbar, 
der Verein kann aber auf die Netz-
werke seiner Mitglieder in Rich-
tung der Parteien und insbesondere 
der Industriegewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie (IG BCE) zugreifen 
und natürlich auch auf die Mitarbeite-
rInnen von Vattenfall. So sollen letz-
tere angehalten worden sein, jeweils 
mindestens 10 Unterschriften für den 
Tagebau Welzow Süd II beizutragen. 

Der   Pro-Braunkohle-Verein sam-
melte zunächst Unterschriften und ver-
anstaltete Demonstrationen, begann 
sich dann aber überwiegend gegen 
Greenpeace zu richten. Mit der Wahl 
von Greenpeace als Kampagnen-
gegner konstruierte der Verein einen 
einzelnen – vermeintlich von außen 
kommenden – und angeblich ideolo-
gisch handelnden Gegner, der für das 
Schicksal der Lausitz verantwortlich 
sei. Regionalere Umweltverbände wie 
die Umweltgruppe Cottbus oder Bür-
gerinitiativen wurden ausgeblendet. 

Diese Konstruktion eines einzelnen 
– scheinbar übermächtigen – Gegners, 
dem die Verantwortung zugeschrieben 

wird (Verantwortungsattribution) ist 
eine Kampagnen- und Argumentati-
onsfigur, die aus Sozialen Bewegungen 
und insbesondere der Umweltbewe-
gung bekannt ist.

Im Bereich des Populismus besetzt 
der Verein aber eine Nische – die 
meisten Gewerkschaften, Parteien und 
Unternehmen scheuen eine populisti-
sche Auseinandersetzung, weil sie die 
Reputation ihrer Organisation wahren 
wollen. Der Braunkohle-Verein ging 
aber bspw. mit den Aussagen in die 
„Offensive“, Greenpeace (und andere) 
wollten die Lausitz „ausradieren“ oder 
erzählten „grüne Märchen“, wie hier 
am 26. November 2015 in Bezug auf 
eine Abgeordnete von Bündnis 90/
Die Grünen: „Grüne Ideologen wollen die 

Lausitz abschaffen! Das politische Gezerre 

ums Braunkohle-Aus für die Lausitz zeigt 

immer deutlicher, wie stark grüne Ideo-

logen ohne Zukunftskonzepte die Medien 

und die öffentliche Meinungsmache in 

unserem Land prägen.“ 
Solche Äußerungen sind nicht 

zufällig und spontan, sondern 
scheinbar strategisch gesetzt – dies 
wird schon daraus plausibel, dass der 
Inhaber einer regionalen Werbe-
agentur Pressesprecher des Vereins ist 
(www.zweihelden.de).

Die Statements und Aktionen des 
Vereins, wie bspw. vor der Greenpe-
ace-Zentrale in Hamburg, verfangen 
in den überregionalen Medien aber 
kaum. Dies könnte auf drei Punkte 
zurückzuführen sein: Erstens wird die 
Argumentation für eine Braunkoh-

 
PRO BRAUNKOHLE-INITIATIVEN VON „OBEN“
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le-Zukunft der Lausitz bundesweit als 
regional begrenztes und durch Parti-
kularinteressen bestimmtes politi-
sches Ziel angesehen. Darüber hinaus 
verweist der zunehmende Populismus 
auf eine relative Substanzlosigkeit der 
Forderungen, die zudem rückwärtsge-
wandt wirken. Drittens ist der Verein 
auch nicht Teil einer Sozialen Bewe-
gung mit thematisch „benachbarten“ 
Organisationen und außerhalb von 
Politik und Wirtschaft zivilgesell-
schaftlich wenig anschlussfähig.

Ein Blick auf die Partner verdeut-
licht dies: Neben Vattenfall und 
einigen Sportvereinen wie „Energie 
Cottbus“ werden auf der Internetseite 
vor allem kleinere regionale Unter-
nehmen präsentiert, die im Umfeld 
der Braunkohle tätig sind, des weiteren 
Medien- und Werbeunternehmen und 
regionale Wirtschaftsbündnisse. Über-
regionale strategische Partner einer 
„Bewegung pro Braunkohle“ gibt es 
aber nicht.

Aber auch, wenn der Verein 
überregional kaum anschlussfähig 
scheint, schmälert dies nicht die regi-
onale Wirksamkeit. Und so ist es 
ihm gelungen, die Debatte um eine 
Zukunft der Region nach der Braun-
kohle zumindest zu behindern. Braun-
kohlekritikern wird unterstellt, keine 
Zukunftskonzepte zu haben und so 
wird die Auseinandersetzung  um den 
klimaschädlichen Industriezweig im 
Wesentlichen auf die heutige Situa-
tion herunter gebrochen – das Ende 

der Braunkohleverstromung, also eine 
mögliche Zeit nach der Kohle,  gerät 
aus dem Blick. 

Bürgerinitiativen und Umweltver-
bände der Lausitz haben sich mit dem 
Pro- Braunkohle-Verein bisher schwer 
getan und kaum Strategien im Umgang 
entwickelt. Lediglich in der Anfangs-
zeit gab es Bestrebungen, die Entste-
hung des Vereins „von oben“ zu thema-
tisieren (u.a. durch LobbyControl). 
Intuitiv haben die Umweltverbände  
versucht, die Debatte um eine Lausitz 
nach der Kohle zu stärken: „Lausitz 
weiter denken“ ist hier das Stichwort. 

Die Vereinskopie  
im Rheinischen Revier

Nach der relativ erfolgreichen Grün-
dung der Pro-Braunkohle-Initiative 
in der Lausitz folgte im April 2015 
die Gründung des Vereins „Unser 
Revier - unsere Zukunft - an Rur und 
Erft“ (www.unser-revier-unsere-zu-
kunft.de) im Rheinischen Revier. Der 
Verein hat starke Verbindungen zur 
Braunkohle-Lobby, wie LobbyControl 
recherchierte: Die Adresse des Vereins 
ist ein Postfach des Bundesverbands 
Braunkohle (DeBrIV) und dessen 
Hauptgeschäftsführer eröffnete auch 
die Gründungsversammlung. Auf der 
Gründungsversammlung war auch der 
Vorsitzende des „Pro Lausitzer Braun-
kohle e.V.“ anwesend. 

Im Gründungsvorstand des 
Vereines sind mit Guido van den Berg 
(MdL, SPD) und Dr. Georg Kippels 

(MdB, CDU) ebenfalls lokale Poli-
tiker vertreten. Weitere Vorstands-
mitglieder sind unter anderem: Bernd 
Schumacher (Betriebsrat RWE Power) 
und die Bergingenieure im Ruhestand 
Arthur Oster und Theodor Schlößer 
(Vorsitzender). Ein weiteres interes-
santes Vorstandsmitglied ist Thomas 
Mock: Dieser kam vor Jahren mehrfach 
in die Kritik (u.a. von LobbyControl), 
weil er als Anwalt Anti-Windkraft-In-
itiativen beriet – zugleich aber Lobbyist 
des Aluminiumkonzerns Hydro war, 
der ein Interesse an niedrigen Energie-
kosten hat, da die Aluminiumherstel-
lung sehr energieintensiv ist. 

Der Verein möchte ein Gegenge-
wicht zum Protest gegen den Abbau 
und gegen die Verfeuerung von Braun-
kohle (v.a. durch RWE) sein. Die Initi-
ative stigmatisierte Gegner bei einer 
Kundgebung bereits eine Woche nach 
den großen Protesten gegen Braun-
kohle im August 2015 („Ende Gelände“) 
- dabei zeigte sie den „Chaoten“ eine 
„rote Karte“. Zu der Aktion kamen 
rund 250 Menschen, was im Vergleich 
zum Lausitzer Revier relativ wenig ist.

Der Verein dürfte es in der öffent-
lichen Diskussion aber ungleich 
schwerer haben, da ein Ende des 
Braunkohletagebaus in NRW absehbar 
scheint – zwischen 2030 und 2040 nach 
Plänen der Landesregierung – oder 
auch sofort, wenn es nach Forderungen 
von AktvistInnen des Hambacher 
Forsts oder von „Ende Gelände!“ geht. 
Für eine Intervention in den Diskurs, 
die zeitliche Dimension des Endes der 
Braunkohleverstromung im Rheini-
schen Revier wieder in das scheinbar 
Unendliche zu schieben – dafür dürfte 
der Verein zu spät kommen.

Strategien und Taktiken - Was tun?

Für die langfristige Durchsetzung von 
politischen Zielen ist die Bildung von 
politischen Koalitionen mit unter-
schiedlichen Organisationen wie 
Parteien, Gewerkschaften, Unter-
nehmen oder zivilgesellschaftlichen 
Organisationen auf verschiedenen 
Ebenen notwendig. Die Koalitions-
fähigkeit der oben beschriebenen 
Vereine ist aber gering – und genau 
genommen wurden sie ja gerade 
deshalb gegründet weil es (bis auf 
einzelne Gewerkschaften) bisher keine 
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zivilgesellschaftlichen Akteure gab, 
die sich für die Braunkohle einsetzten. 
Langfristig fehlt es den regionalen 
Initiativen an strategischen zivilgesell-
schaftlichen Partnern.

Dennoch verfügen die Initiativen 
über ein hohes Mobilisierungspoten-
tial, insbesondere in Zusammenar-
beit mit den Energiekonzernen und 
der IG BCE. So sind die rund 68.000 
gesammelten Unterschriften für den 
Tagebau Welzow Süd II ja echt und 
zu den Demonstrationen der IG BCE 
oder des Vereins Pro Lausitzer Braun-
kohle kommen 3.000-4.000 Teilneh-
mende. Zu einer Demonstration gegen 
die Klimaabgabe im April 2015 kamen 
rund 15.000 Menschen (aus allen drei 
Braunkohlerevieren).

Diese Zahlen sollen zunächst 
beschreiben, dass die Initiativen und 
Gewerkschaften eine reale Basis an 
mobilisierbaren Menschen haben, 
dass es sich bei den Initiativen, auch 
wenn sie teilweise künstlich geschaffen 
wurden, um reale Grassroots-Lob-
bying-Vereine handelt. Die Mobi-
lisierungsfähigkeit ist aber nicht 
gleichzusetzen mit einer politischen 
Durchsetzungsfähigkeit, denn selbst 
der gewerkschafts- und kohlenahe 
SPD-Wirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel folgte den Forderungen der 
Initiativen nur bedingt und zahlreiche 
Kohlekraftwerke werden nun in die 
sogenannte Bereitschaftsreserve über-
führt. Dieser mangelnden Strategie- 
und Durchsetzungsfähigkeit der Initi-
ativen steht eine Diskurshoheit in den 
einzelnen Regionen – oder zumindest 
der Lausitz – entgegen.

Für die Bürgerinitiativen und 
Umweltverbände der Lausitz stellt 
sich die Situation genau anders dar: 
Für sie ist es schwierig, im regio-
nalen Kontext durchzudringen. Im 
überregionalen Kontext erscheinen 
Umsiedlungen, die Vernichtung 
ganzer Landschaften und der enorme 
Ausstoß von Treibhausgasen durch 
die Förderung und Verstromung der 
Braunkohle so wenig akzeptabel, dass 
zahlreiche Kooperationen mit anderen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen 
möglich sind. Doch gerade diesen 
Bildern einer drohenden Klimaka-
tastrophe und der Vernichtung von 
Dörfern und Landschaften setzt der 
Verein „Pro Lausitzer Braunkohle 
e.V.“ das Bild einer zerstörten Indus-
trieregion Lausitz entgegen – und so 
müssen die Umweltverbände verstärkt 
zu einer Kommunikation eines posi-
tiven Strukturwandels übergehen.

Ergebnisse des Workshops

Die positive Kommunikation einer 
Zeit nach der Braunkohle war auch 
eines der Hauptthemen des Workshops 
„Umgang mit KohlebefürworterInnen“ 
auf der Tagung: Die Bürgerinitiativen 
in beiden Revieren müssen den Struk-
turwandel stärker kommunizieren und 
Konzepte entwickeln und präsentieren. 
Dies sollte insbesondere mit anderen 
Akteuren wie kritischen Teilen der 
Gewerkschaften, der Landwirtschaft 
oder auch der Kirche geschehen. 

Die unterschiedlichen Themen der 
Umweltbewegung müssen aber auch 
besser für die Menschen übersetzt 
werden. Dies sollte zwar nichtpopu-

listisch geschehen, aber die Themen 
müssen für alle Menschen und nicht 
nur einen Teil des Bürgertums 
verständlich sein.

All dies wird aber nicht davor 
bewahren, dass noch harte Ausein-
andersetzungen mit den Initiativen 
zu erwarten sind. Zunächst müssen 
die Verbindungen des neuen Vereins 
„Unser Revier“ bereits jetzt weiter 
thematisiert werden, um den noch 
relativ jungen Verein zu delegiti-
mieren. Darüber hinaus ist es aber auch 
wichtig zu verstehen, dass die Braun-
kohle, insbesondere für ältere Arbei-
terInnen und Rentner, ein Teil der 
Identität und Lebensleistung ist – und 
diese sollte nicht angegriffen werden. 
Im Kern muss aber aufgezeigt werden, 
dass die Interessen von Arbeitern und 
Energiekonzernen eben nicht (mehr) 
identisch sind. Auch der Verkauf der 
Braunkohlesparte durch  Vattenfall 
dürfte den lokalpatriotischen Rückhalt 
weiter zurückgehen lassen.

Als Fazit lässt sich festhalten, dass die 
Gründung der Pro-Braunkohle-Initia-
tiven eine Schwäche in der politischen 
Legitimation der Braunkohleverstro-
mung aufzeigt – sie ist eine Reaktion 
auf eine Umweltbewegung, die sich 
langfristig durchsetzen wird. Der Weg 
zu einem Ende der Braunkohleverstro-
mung wird aber ein steiniger sein – 
auch mit harten politischen Auseinan-
dersetzungen auf der regionalen Ebene. 
Wichtigste Botschaft der Kommunika-
tion muss sein, dass die Braunkohlever-
stromung endlich ist – und dass diese 
Erkenntnis in den Regionen wieder 
allgemein anerkannt wird.

Foto: Daniel Häfner
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Bei wichtigen Großprojekten 
managen Unternehmen und Staaten 
den Protest gemeinsam. Ein gutes 
Beispiel dafür ist die BTC-Pipeline, 
die Öl aus dem kaspischen Meer ans 
Mittelmeer transportiert. Betrieben 
wird sie von einem internationalen 
Konsortium unter Führung von 
BP. Die EU und USA hielten sie aus 
Gründen der Energiesicherheit für 
unverzichtbar und der aserbaidschani-
schen Regierung festigt sie die Macht. 
Lokale und internationale Organisa-
tionen warnten vor ihrem Bau. Ein 
Blick zurück illustriert einige der 
Protestmanagement-Strategien.

In Aserbaidschan kam Heydar 
Alijew, Vater des aktuellen Präsidenten 
Ilham, in den 1990er Jahren an die 
Macht. Alijew, ein alter KGB-Mann, 
misstraute Nichtregierungsorganisati-
onen zutiefst. Er begriff jedoch schnell, 
dass diese im Westen relativ anerkannt 
waren und ihm für seine Reputation 
nützlich sein könnten. Deshalb grün-
dete seine Regierung in den folgenden 
Jahren zahlreiche „Nichtregierungsor-
ganisationen“, deren einzige Aufgabe 
es war, das Regime zu unterstützen.

Für die Baku-Tbilisi-Ceyhan (BTC) 
Pipeline war die Nutzung von NGOs 
ein wichtiges Mittel in der Auseinan-
dersetzung. Eine Voraussetzung für 
den Bau von BTC war ihre Finanzie-
rung durch internationale Finanzin-
stitutionen wie die Weltbank und die 
Europäische Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (englisch EBRD). 
Die Finanzierung gestaltete sich jedoch 
schwierig, weil es lokalen Wieder-
stand gegen die Pipeline gab, der inter-
national unterstützt wurde. Alijews 
Regime gründete deshalb kurzerhand 
eine „Aserbaidschanische NGO-Koali-
tion zur Unterstützung von BTC“. 

Kurz vor der Entscheidung der 
EBRD über Kredite für das Projekt 
im Jahr 2003 veröffentlichten aser-
baidschanische Gruppen eine Stel-
lungnahme, in der sie sich dringend 
für den Bau der Pipeline aussprachen. 
Unterzeichnet war das Dokument 
von Gruppen wie der Diabetes Gesell-
schaft, dem Bergsportclub und der 
Kickboxvereinigung. Es fanden sich 
aber auch Gruppen, die einen tatsäch-
lichen Bezug zur Pipeline hatten, etwa 
die Gewerkschaft der Ölarbeiter. Eine 

Nachfrage dort zeigte jedoch, dass diese 
von ihrer Unterschrift nichts wussten.

Kritiker neutralisieren

Wie wichtig solche öffentliche Unter-
stützung für die Geldgeber war, belegt 
die Autobiographie des ehemaligen 
BP Chefs John Browne, in der er 
beschreibt, wie er sich regelmäßig mit 
dem damaligen Weltbankchef James 
Wolfensohn austauschte. Eines Abends 
habe Wolfensohn ihn angerufen und 
gewarnt, dass er die Finanzierung für 
BTC nicht durchbekommen würde, 
weil der Druck von Umwelt- und 
Menschenrechtsgruppen zu stark sei. 
Browne schreibt, bittere Erfahrung 
habe ihn gelehrt, dass er solche Orga-
nisationen nicht ignorieren könne 
und mit ihnen diskutieren müsse. Wie 
solche Diskussionen jedoch geplant 
wurden, enthüllt eine BP Präsentation 
von 2003 für MitarbeiterInnen von 
Behörden und Finanzinstitutionen, die 
AktivistenInnen durch eine Informati-
onsfreiheitsanfrage erhielten. 

Dort wurden Organisationen, die 
sich kritisch mit BTC auseinander-
setzten, eingeordnet nach „Beein-
flussern“ und „Polarisierern“. Zu 
den „Beeinflussern“ wurden etwa 
Amnesty International, Greenpeace, 
Open Society Institute und der WWF 
gezählt. Mit diesen müsse man sich 

ernsthaft auseinandersetzen, aus Legi-
timations- und Reputationsgründen. 
Zu den „Polarisierern“ gehören klei-
nere radikalere Gruppen wie CEE 
Bankwatch, Friends of the Earth oder 
das Corner House. Mit ihnen solle nur 
„opportunistisch“ interagiert werden. 
Im Wesentlichen ging es darum, diese 
radikaleren Organisationen zu neut-
ralisieren. Konkret hieß dies etwa, 
dass BP Programme des Open Society 
Institut in Aserbaidschan nur fördern 
wollte, wenn ausgesprochene Kritike-
rInnen nicht involviert würden.

BP’s Strategie gegenüber Weltbank 
und EBRD war erfolgreich, beide 
Institutionen finanzierten die Pipe-
line. Heydar Alijew gab seine Macht an 
seinen Sohn Ilham weiter, der bis heute 
in Baku – gestärkt durch Öleinnahmen 
– zunehmend autoritär regiert. Baku 
ist heute voll von GoNGOs (Regie-
rungs-Nichtregierungsorganisati-
onen), CoNGOs (Eine-Person-hin-
ter-einem-Computer-Organisationen) 
und MaNGOs (Mafia-NGOs, die der 
Geldwäsche dienen).

Mehr Details dazu gibt es im Buch 

„The Oil Road“ von Platform London, die 

damals intensiv an der Kampagne betei-

ligt war. Dort wird auch aus Browne’s 

Biographie „Beyond Business“ zitiert. Der 

Artikel erschien zuerst im Robin Wood 

Magazin 03/15.

PROTESTMANAGEMENT INTERNATIONAL:  
DIE BAKU-TBILISI-CEYHAN PIPELINE – EIN RÜCKBLICK
Regine Richter, urgewald

Proteste gegen die Pipeline in London im Jahr 2003 / Foto: Friends oft he Earth International
Foto: Friends of the Earth International
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MitarbeiterInnen, die sich auf Mailing-
listen als AktivistInnen ausgeben, 
das Durchforsten von Büromüll nach 
Informationen oder gar die Unterwan-
derung von Politgruppen durch Voll-
zeit-Agenten – Konzerne gestalten 
ihre Sicherheitspolitik nicht mehr nur 
reaktiv. Im Fokus privater Sicherheits-
firmen stehen die Einschätzung des 
Risikos für Unternehmen, Ziel von 
Protesten zu werden sowie die Präven-
tion. Zurückgegriffen wird dabei nicht 
nur auf öffentlich zugängliche Infor-
mationen, mit verdeckten Mitteln 
werden sogar Interna und Strategien 
relevanter Gruppen erhoben. Statt 
sich der Kritik sozialer Bewegungen 
in einer demokratischen Auseinander-
setzung zu stellen, geht es den Unter-
nehmen in erster Linie darum, Gegen-
maßnahmen zu ergreifen, um so 
umstrittene Geschäftspraktiken unge-
stört fortzusetzen. Damit drohen das 
Mundtotmachen kritischer Stimmen 
und die Manipulation der öffentlichen 
Debatte.

Jason Kirkpatrick ist seit Ende der 
1980er Jahre in sozialen Bewegungen 
aktiv. Er wirkte dabei an zahlreichen 
umwelt- und klimapolitischen Kampa-
gnen mit und war im Rahmen des 
Netzwerks Dissent! an Protesten gegen 
die G8 beteiligt. Jason war lange Zeit 
mit Mark Kennedy befreundet, der als 
verdeckter Ermittler in die englische 
Klimabewegung eingeschleust wurde. 
Darüber hinaus beschäftigte sich 
Mark Kennedy auch mit der  Anti-G8 
Protestbewegung im Jahr 2007 sowie 
mit der Antifa- und Tierrechts-Bewe-
gung. Diese Erfahrungen verarbeitet 
Jason in seinem aktuellen Dokumen-
tarfilm-Projekt Spied Upon (Spie-
dUpon.com). Jasons Wissen über das 
Agieren von Unternehmen und deren 
Lobbyisten speist sich aus langjähriger 
Recherchearbeit in über 15 Ländern. 
Jason war zur Konzernprotesttagung 
leider erkrankt. Um seine Erfahrungen 
dennoch zu teilen, führten wir ein 
Interview mit ihm.

Hallo Jason, du hast dich nun seit Jahren 

mit verdeckten Ermittlern in Sozialen 

Bewegungen befasst. Doch zunächst eine 

persönliche Frage. Dein Engagement 

und deine Untersuchungen sind ja auch 

aus dem Anlass entstanden, dass du selbst 

jahrelang mit einem Undercover-Poli-

zisten befreundet warst. Das muss für 

dich doch auch eine emotionale Belastung 

gewesen sein?

Ja, das ist leider so. Ich finde es 
manchmal schwieriger, anderen 
Menschen zu vertrauen. Das Interes-
sante ist, dass ich es manchmal einfa-
cher finde, durchschnittlichen Leuten 
zu vertrauen, die kein Interesse an poli-
tischem Aktivismus haben. Ich sehe 
das auch in meiner aktuellen Arbeit 
mit anderen, die von Undercover- 
Polizist*innen ins Visier genommen 
wurden. Bei ihnen dauert es auch 
lange, bis sie wieder Vertrauen 
fassen. Ich fürchte dehalb, dass sich 
die Sicherheitsdienste über ihre 
Erfolge freuen könnten, wenn ich 
das sage. Aber ich möchte auch 
hinzufügen, dass diese Stasi-artigen 
Auswüchse der heutigen Sicher-
heitsbehörden einen echten Keim 
der Unzufriedenheit mit diesen 
Diensten legen. Und das hilft uns, 
eine Bewegung von Menschen 
aufzubauen, die gegen solches staat-
liche Handeln vorgehen, wie wir es 
in England, Hamburg oder Heidel-
berg gesehen haben. 

Ein Punkt ist an dem Fall von Mark 
Kennedy auch darüber hinaus interes-
sant: Als er von seinen Freunden im 
Oktober 2010 als Spion geoutet wurde, 
hatte er schon aufgehört, für die Polizei 
zu arbeiten. Er war als Privatspion 
unter anderem für Global Open tätig 
– eine Firma, die anbietet, Informa-
tionen auch aus der Perspektive von 
politischen Aktivist*innen zu sammeln 
(globalopen-uk.com). Offensichtlich 
spionierte Mark Kennedy nicht nur 
für die Polizei beruflich auf Befehl, 
sondern auch aus Berufung weiter.

Worauf zielt Unternehmensspionage 

gegen soziale Bewegungen?

Die Fälle, von denen wir wissen – 
insbesondere Unternehmensspionage 
gegen Umweltaktivismus – zielen klar 
auf den Schutz der Interessen und des 
Gewinns der Unternehmen. Beob-
achten konnten wir das beispielsweise 
bei Umweltgruppen, deren Arbeit sich 
auf Ölfirmen konzentrierte.

Transnationale Konzerne argumentieren 

oft, die beauftragten Sicherheitsfirmen 

würden nur öffentlich zugängliche Infor-

mationen erheben. Die Sicherheitsfirmen 

SPITZEL IN SOZIALEN BEWEGUNGEN 
EIN INTERVIEW MIT JASON KIRKPATRICK

Foto: Daniel Häfner
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wiederum erklären: Mailinglisten-Abon-

nements über Websites von Protestgruppen 

oder die Teilnahme an Sitzungen stehen der 

gesamten Öffentlichkeit frei. Das hieße: 

Es gibt keine illegale „Unterwanderung“ 

von Protestgruppen durch Unternehmen. 

Was ist dann das Problem?

Nehmen wir an, eine Aktivistengruppe 
wird von einem Spitzel unterwandert 
– sei es ein staatlich bezahlter oder 
schlimmer noch, ein von Unternehmen 
beauftragter – so kann dieser Spitzel 
einfach nur da sitzen und zuhören. 
Etwas anderes ist es, wenn er selbst 
aktiv wird. Wiederholt haben Spitzel 
gezielt aktivistische Zusammenhänge 
gestört und schlussendlich versucht, sie 
zu zerschlagen. Sie nutzen die „divide 
and conquer“-Strategie: „Teile und herr-
sche!“. Ein sehr bekannter Fall der letzten 
Jahre stammt aus Cardiff in Wales. Dort 
machte sich ein Spitzel den Umstand 
zunutze, dass bestimmte Argumente 
in Gruppendiskussionen die Front 
zwischen zwei Lagern verschärfte und 
machte deshalb diese Argumente stark. 
Schließlich zerschlug er so die Gruppe, 
die sich gegen den G8 organisierte.

Die meisten Fälle belegter Unterneh-

mensspionage gegen soziale Bewegungen 

stammen aus den USA und Großbritan-

nien. Wie weit ist diese Praxis darüber 

hinaus verbreitet? Finden wir sie auch in 

der Bundesrepublik?

Sicherlich benötigen wir mehr Wissen 
darüber, was in Deutschland geschieht. 
Bislang ist hier wenig dokumentiert. 
Die Skandale der letzten Jahre um 
verdeckte Ermittler lehren, dass es 
Gesetze bedarf, die die Spitzelaktivi-
täten privater Unternehmen kontrol-
lieren. Bis heute sind diese in Deutsch-
land in keinerlei Weise geregelt. Wir 
müssen uns bewusst sein: Für staatliche 
Stellen wie Verfassungsschutz oder 
BKA gibt es – vermeintlich – Regeln 
und zumindest eine gewisse Kontrolle. 
Wenn aber ein Unternehmen Spione 
bestellt, um aktivistische Zusammen-
hänge ins Visier zu nehmen, so unter-
liegt das keinerlei staatlicher oder 
demokratischer Kontrolle. Das ist ein 
wesentliches Problem.

In welchen Bereichen von politischem 

Aktivismus kommt solche Bespitzelung 

denn vor?

Ich finde es besonders erschre-
ckend, dass in Deutschland verdeckte 
Ermittler und Ermittlerinnen der 
Polizei scheinbar insbesondere antifa-
schistische Organisationen ins Visier 
nehmen, während Neo-Nazi-Organi-
sationen durch angeworbene V-Leute 
der Geheimdienste Hunderttausende 
Euro erhalten. Im Bereich der privaten 
Sicherheitsdienste sehen wir – vor 
allem in England und den USA – dass 
insbesondere Energieunternehmen 
sowie die pharmazeutische und kosme-
tische Industrie „private Spione“ 
beschäftigen. Tierschützer*innen 
können beispielsweise einen erhebli-
chen finanziellen Schaden für die phar-
mazeutische und kosmetische Indus-
trie bedeuten, wenn sie Methoden 
von Tierversuchen öffentlich machen. 
Energieunternehmen wie Exxon, Shell 
und BP haben an verschiedenen Stellen 
auch wirtschaftliche Verluste erlitten, 
wenn Klima-Aktivist*innen die klima-
schädlichen Praktiken offenlegten, 
oder, wie im Fall von Shell, die mörde-
rischen Praktiken in Nigeria aufzeigten. 
Dagegen wollen die Firmen bereits im 
Vorfeld vorgehen. Firmen wie Global 
Open bieten dies als Dienstleistung an.

Die meisten der Informationen über 

Unternehmensspionage wurden bislang 

eher „zufällig“  gewonnen. Sie waren das 

Ergebnis von Gerichtsverfahren, von 

einigen wenigen Whisteblowern oder von 

Fehlern der angeheuerten Spitzel. Wie 

können wir mehr über die Praktiken in 

Erfahrung bringen?

Bewegung, Politik und Medien 
sind angehalten, sich mehr mit dem 
Thema zu befassen. Aus anderen 
Ländern wissen wir, dass auch deut-
sche Konzerne gegen Bewegungen 
spionieren. Beispielsweise beauf-
tragte E.ON in Großbritannien Spitzel 
privater Sicherheitsfirmen, um gegen 
die Klimabewegung vorzugehen. 
Wenn das Unternehmen dort zweifel-
hafte Taktiken anwendet, muss man 
sich fragen, ob es dies nicht ebenso 
in Deutschland tut. Solange es keine 
Gesetze gibt, die klare Regelungen 
schaffen und solange die Klimabe-
wegung auch in Deutschland E.ONs 
Unternehmensgewinne bedroht, sollte 
man schlussfolgern, sie tun es wahr-
scheinlich auch hier.

In den USA verschwimmt die Einstufung 

zwischen Aktivismus und Terrorismus seit 

September 2001 zunehmend. Die Debatte 

um sogenannten Öko-Terrorismus wird 

dabei gerade auch von Unternehmen 

vorangetrieben. Grund genug sich davor 

zu fürchten, dass Aktivismus auch hierzu-

lande mehr und mehr als illegal und krimi-

nell angesehen wird?

Ja, das liegt auf jeden Fall im Inter-
esse dieser Unternehmen Begriffe zu 
verdrehen und Angst zu schüren, um 
Menschen von Umweltaktivismus 
fernzuhalten. Die breite Mehrheit 
der Öffentlichkeit in den USA setzt 
Sabotage mit Gewalt gegen Menschen 
gleich. Insbesondere Staat und Unter-
nehmen treiben dort ein solches 
Verständnis voran. Der Wurf eines 
Farb-Eies gegen ein Unternehmen der 
Waffenindustrie würde beispielsweise 
in den USA bereits als gewalttätiger 
Angriff gewertet. In Deutschland – wo 
dies bei Demonstrationen gelegent-
lich geschieht – käme niemand auf die 
Idee einer solchen Einordnung, denn 
verletzt wird dadurch niemand. Wir 
müssen uns bewusst sein, dass Sprache 
sehr bedeutsam ist. Bewegungen 
dürfen nicht die Fähigkeit verlieren, 
über ihre Kämpfe zu bestimmen und 
darüber, wie sie definiert werden.

Ist Unternehmensspionage eine Bedro-

hung für die Zivilgesellschaft?

Die Fähigkeit von Unternehmen, 
zusammen mit der Politik, hinter 
verschlossenen Türen die eigenen 
Interessen umzusetzen, hat eine 
lange Geschichte. Ein eindrückli-
cher Fall sind derzeit die Verhand-
lungen um das Freihandelsabkommen 
TTIP. In Deutschland kennt jeder das 
„Chlorhühnchen“. Es steht symbo-
lisch für sozial und ökologisch höchst 
bedenkliche Vereinbarungen, die mit 
Geheimverhandlungen auf den Weg 
gebracht werden. Nur aufgrund der 
umfangreichen Proteste wurden die 
ersten Entwürfe des Handelsabkom-
mens öffentlich. Die Menschen müssen 
weiter kämpfen, wenn sie demokra-
tische Errungenschaften erhalten 
wollen.

Vielen Dank und viel  

Erfolg für deinen Film!

SPITZEL IN SOZIALEN BEWEGUNGEN 
EIN INTERVIEW MIT JASON KIRKPATRICK
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Ob Flughafenerweiterungen, Kohle-
abbau oder Bahnprojekte  – die Proteste 
gegen Großprojekte nehmen zu. In 
der Regel geht es dabei um Pläne und 
Vorhaben, die sich durch die rigide Durch-
setzung von Kapitalinteressen gegenüber 
Mensch und Natur auszeichnen.

Die Strategien im Umgang mit den 
GegnerInnen der Bauvorhaben verän-
dern sich hierbei zunehmend. Klas-
sisches Herrschaftshandeln, wie es 
jahrzehntelang zur Durchsetzung z.B. 
des Baus von Atomanlagen oder auch 
am Frankfurter Flughafen üblich war, 
konnte zwar in den meisten Fällen die 
beabsichtigten Bauvorhaben durchdrü-
cken – aber der Preis war hoch. Einer-
seits durch die in finanzieller Hinsicht 
kostspieligen z.T. jahrelangen Verzö-
gerungen durch juristische Auseinan-
dersetzungen – andererseits im gesell-
schaftspolitischen Sinne: denn offene 
Repression, Polizei und Justiz wirken 
oftmals kontraproduktiv, verstärken 
Unruhe und Empörung in der betrof-
fenen Bevölkerung und steigern so das 
Misstrauen gegenüber staatlichem Herr-
schaftshandeln. Die geweckte Unruhe 
stört nicht nur die Realisierung der 
regelhaft als ökonomisch unverzichtbar 
bezeichneten Projekte selbst, sondern 
führt langfristig auch zu Verwerfungen 
im sozial-politischen Gefüge. 

Als Alternativen bieten sich Medi-
ations-, Dialog- und Schlichtungsver-
fahren an. Diese „sanften“ Methoden 
werden deshalb zunehmend häufiger 
zur Befriedung und Kanalisierung von 
Protest und Widerstand eingesetzt.

Für die BetreiberInnen von 
Großprojekten geht es darum, das 
Entstehen von breitem Protest und 
Widerstand zu verhindern. Ziel ist die 
Schaffung von Akzeptanz durch Abbau 
von Zweifel und Misstrauen. Dazu ist 
es nötig, frühzeitig zu intervenieren 
und Betroffene einzubinden – tunlichst 
bevor sie sich organisieren und stärker 
werden. Es handelt sich um eine Herr-
schaftsstrategie, die erklärtermaßen 
Abstand nimmt von plumper polizeili-
cher Durchsetzungsgewalt. Sie bedient 
sich vielmehr sanfter Methodik, sie lädt 
ein, statt auszugrenzen, sie umarmt 
und bindet ein anstatt zu knüppeln. Es 
gilt ZweiflerInnen und Ungehorsame 
einzufangen bevor ihr umtriebiger 
Geist andere ansteckt, die wiederum 

neue kritische Menschen generieren. 
Es gilt Protest und Widerstand bereits 
im Entstehungsprozess in beherrsch-
bare Bahnen zu lenken: von der Straße 
weg – an den viel besser beeinfluss-
baren Verhandlungstisch. Hier, im 
„geschlossenen Raum“, werden dann 
die Regeln erneut von denen vorge-
geben, die schon immer die Regeln 
vorgaben; zudem ist die Menge der 
Akteure begrenzt und die mit diesen 
Verfahren oft verbundene Spaltung der 
Protestierenden in „zivil-gesprächsbe-
reite“ und „ewige Dialogverweigerer“ 
beabsichtigt und gewollt.

Beispielhaft der Konflikt um Stutt-
gart 21: Die sogenannte Schlichtung 
mit Heiner Geißler erfolgte zum Höhe-
punkt der Auseinandersetzung um den 
Bau des geplanten Tiefbahnhofs, als 
sich die Strategie des „Durchregierens“ 
von Ministerpräsident Mappus bereits 
als strategische Sackgasse erwiesen 
hatte. Heiner Geißler, Mitglied von 
CDU aber auch Attac-Mitglied, somit 
die Inkarnation eines gesellschaftlichen 
Kompromisses, wurde auf Vorschlag 
von Winfried Kretschmann in das 
Rennen geschickt. Ein großer Teil der 
Bewegung begab sich in Folge dessen 
umgehend und hoffnungsfroh in das 
Angebot eines sogenannten Fakten-
checks, der jedoch zunehmend unter 
„Fachleuten“, also der Bewegung 
entrückt und am grünen Tisch geführt 
wurde. Ein anderer Teil, die Park-
schützer, verweigerten sich diesem 
Verfahren dagegen konsequent und 
mussten sich dem Vorwurf der Abspal-
tung und Verweigerung stellen. Letzt-
lich verkündete Geißler dann auf der 
Pressekonferenz umgeben von Stutt-
gart 21-Gegnern den Zuspruch zum 
Bau des Tiefbahnhofs als Verfahren-
sergebnis. Die Bewegung war danach 
deutlich angeschlagen, gespalten und 
im Hintergrund hatten sich die Grünen 
als neue Regierungspartei etabliert.

Ein anderes groß angelegtes 
Mitmachverfahren, die Mediation am 
Flughafen Rhein-Main, vermochte die 
Bürgerinitiativen nicht zu spalten. Der 
zu Grunde liegende Konflikt, die Erwei-
terung des Frankfurter Flughafens, des 
größten Airports auf dem europäischen 
Festland  in mitten des Ballungsraums 
Rhein-Main reicht bis in die siebziger 
Jahre. Die Planung und Durchsetzung 
des Baus der Startbahn-West führte zu 
massiven gesellschaftlichen Protesten, 
die Anfang der achtziger Jahre ihren 
Höhepunkt erreichten und über viele 
Jahre anhielten. Polizei, Wasserwerfer 
und Tränengaseinsätze waren über den 
gesamten Zeitraum gewohntes Mittel 
staatlicher Präsenz. Die Startbahn 
wurde durchgedrückt und schließlich 
1984 in Betrieb genommen, jedoch mit 
dem Versprechen des damaligen Minis-
terpräsidenten Holger Börner (SPD), 
dass nie wieder ein Baum für eine 
Flughafenerweiterung fallen würde. 
Ein gesellschaftlicher Konflikt, dessen 
gesellschaftspolitische Brisanz noch 
deutlich in den Ohren der Politik nach-
hallte, als 1997 die Flughafenbetrei-
bergesellschaft erneut Bedarf an einer 
neuen Bahn anmeldeten. Die damalige 
rot-grüne Regierung erkannte den 
Ernst der Lage sofort: „Vielmehr sind 
angesichts der bereits jetzt emotions-
geladenen Diskussion und vor dem 
historischen Hintergrund der Ausei-
nandersetzungen um die Startbahn 
West erhebliche Spannungen bis hin 
zu erneuten Gewalttätigkeiten nicht 
auszuschließen“ (Mediation, Erläu-
terungen zur Beschlussvorlage 1998, 
S.3). Lösung für das Dilemma der 
Regierung, dem Flughafenausbau wie 
üblich den Weg ebnen zu müssen, ohne 
jedoch gleich in einen unkalkulierbaren 
gesellschaftlichen Konflikt hineinzu-
steuern, versprach ein Mediationsver-
fahren. Worte wie Bürgernähe und 
Win-Win Situation bestimmten die 
Propaganda. Offen wird mit der Einbe-
ziehung der Interessen der Betrof-
fenen geworben: „Mit der frühzeitigen 
Einbeziehung der Bürgerinteressen 
wird auch der gesellschaftlichen Bewe-
gung weg vom Obrigkeitsstaat Rech-
nung getragen“ (Ebenda, S.5). In der 
Analyse der Bürgerinitiativen gegen 
die Flughafenerweiterung stellte sich 
das Projekt jedoch ganz anders dar: 

MEDIATIONS- UND DIALOGVERFAHREN,  
SCHLICHTUNGEN UND RUNDE TISCHE
Dr. Michael Wilk, AKU-Wiesbaden

Proteste im Flughafenterminal Frankfurt
Foto: Peter Illert
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Ein großes  Propagandaunternehmen, 
das Einflussnahme vorgaukelte, ohne 
jedoch eine konkrete Entscheidungs-
möglichkeit, geschweige denn eine 
Verweigerungsoption zu bieten. Das 
Verfahren, das vordergründig Ergeb-
nisoffenheit versprach und als koopera-
tive Konfliktbewältigung angepriesen 
wurde, entpuppte sich als strategische 
Umarmung mit dem klar erkennbaren 
Ziel, die Bewegung zu kanalisieren und 
von der Straße weg an den Verhand-
lungstisch zu bekommen. Die eigent-
liche Absicht, eine neue Bahn durchzu-
setzen, blieb trotzdem nicht verborgen: 
„Dies soll zum einen der Verwaltung 
helfen, ihren Auftrag zur neutralen 
Gemeinwohlorientierung und zum 
optimierenden Ausgleich aller rechtlich 
relevanten Interessen besser zu erfüllen, 
zum anderen die Akzeptanz umstrit-
tener Maßnahmen fördern“ (Ebenda, 
S.5). Als zudem klar wurde, dass ein 
Mediationsergebnis nichts an der Letz-
tentscheidung durch die Politik ändern 
würde, lehnten die BIs die Mediation 
mit großer  Mehrheit ab. Die Initia-
tiven entschlossen sich vielmehr ihren 
Protest gegen die zu erwartenden kata-
strophalen gesundheitlichen und ökolo-
gischen Folgen einer erneuten Flug-
hafenerweiterung auf dem Klageweg 
sowie im direkten Prozess fortzusetzen. 
Die Politik entschloss sich trotzdem das 
Mediationsverfahren durchzuführen, 
21 VertreterInnen von betroffenen 
Gemeinden und Städten nahmen teil 
und bearbeiteten mit VertreterInnen aus 
Wirtschaft und Behörden die Proble-
matik von Mai 1998 an über 18 Monate. 
Nur eine einzige Bürgerinitiative 
diente als marginale Legitimation einer 
BürgerInnenbeteiligung. Das Ergebnis 
der Mediation, das, wie erwartet, als 
entscheidendsten Punkt die Optimie-
rung und den Ausbau des Flughafens 
beinhaltete, umfasste als Trostpflaster 
ein sogenanntes Nachtflugverbot von 
23.00- 5.00 Uhr (die BIs fordern 22.00-
6.00 Uhr). Selbst dieses Zugeständnis 
wurde von der späteren Regierung 
Koch nicht umgesetzt, sondern musste 
erst noch vor Gericht erstritten werden. 
Die Richtigkeit der Verweigerung 
gegenüber der Mediation (sowie des 
nachfolgenden regionalen Dialogver-

fahrens) ist innerhalb der Bürgerini-
tiativen bis heute unumstritten, auch 
wenn die Bahn gegen alle Widerstände 
gebaut und 2011 in Betrieb genommen 
wurde. Die Proteste erreichten danach 
neuen Zulauf und halten bis zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt an.  

Wie so oft in der Auseinanderset-
zung mit Großprojekten geht es nicht 
um Sieg oder Niederlage an einem 
einzelnen Bauabschnitt. Es geht um 
den dynamischen Prozess kontinuier-
lichen Widerstands, ebenso wie um 
den wichtigen Aspekt einer gesamtge-
sellschaftlich wirkenden emanzipativen 
Protestkultur. Die BefürworterInnen 
der Philosophie vom „höher, schneller, 
weiter“ hingegen fürchten den Wild-
wuchs ungezügelten Ungehorsams, 
direkter Aktion und einer unkontrol-
liert wachsenden Protestbewegung, 
die, wie es die Anti-Atom-Bewegung 
zeigt, zu einer durchaus gesellschaftlich 
relevanten Stärke zu bringen vermag. 
Anhänger autoritären Regierens 
fürchten Organisierung in Gruppen 
und Initiativen, die ihre eigenen Lerner-
fahrungen machen und die sich zudem 
immer öfter dem direktem Einfluss 
der klassischen politischen Institution 
„Partei“ entziehen und viel mehr an der 
Entwicklung eigener Stärke arbeiten.

Mediations- und Dialogverfahren 
sind darauf die inzwischen etablierte 
herrschaftsstrategische Antwort. Keine 
andere Methode kommt dem Ziel 
näher, Widerständiges kalkulierbar zu 
halten. Es gilt durch Konflikte entstan-
dene Spannungen zu lösen, hervor-
getretene Widersprüche zu überbrü-
cken und divergierende Interessen 
zugunsten scheinbarer gemeinsamer 
Interessenslagen zu verschmelzen. 
Wesensmerkmal von dialogisierenden 
Verfahren zur Durchsetzung von 
Großprojekten ist die propagandistische 
Betonung einer potentiellen Win-Win 

Situation, die unter besonderen (der 
Straße entrückten) Gesprächen am 
Verhandlungstisch zu disputieren sei. 
Zunehmend bieten spezielle Firmen 
und Institute (z.B. IFOK) die professio-
nelle Organisation an. Die Intervention 
erfolgt in der Regel frühzeitig, noch vor 
der Organisierung größeren Protest-
potentials. Ist dieser Zeitpunkt über-
schritten, ist es ungleich schwerer, die 
protestierenden Bürger an die Kandare 
zu nehmen. Unter diesem Aspekt ist eine 
Schlichtung mit dem Ziel, die aus dem 
Ruder gelaufene Situation zu befrieden, 
eine vergleichsweise späte Intervention 
und somit stets zweite Wahl. Mediati-
onsverfahren sind Bestandteile einer 
Befriedungsstrategie, die dem zentralen 
Wesenszug aktueller Herrschaftsme-
chanik entspricht: Macht wirkt nicht 
mehr auf, sondern im Foucault`schen 
Sinne durch den Menschen hindurch. 
Einbeziehung und Wertschätzung statt 
Diskreditierung und Repression als 
erfolgreiches Herrschaftsmodell.

Unterdrückung und staatliche 
Gewalt bestehen als Ausnahmeinstru-
mente für Anpassungsunwillige natür-
lich fort. Für alle anderen geht es vor 
allem um die Forcierung freiwilliger 
Anpassung und Identifikation mit 
der Macht. Mediationsverfahren sind 
dabei Ausdruck und Methode einer 
Herrschaftsstrategie, die sanft durch-
setzt, was durch harte Durchsetzung 
nur zu Reibungsverlusten im Funktio-
nieren führen würde. 

Bei Beteiligungsverfahren ist für 
soziale Bewegungen höchste Vorsicht 
geboten. Es gilt die Frage nach der 
Gefahr einer strategischen Einbin-
dung zu stellen. Wenn überhaupt, sind 
Mediationsverfahren darauf zu über-
prüfen, ob sie den wichtigsten Bedin-
gungen für ein Verfahren auf Augen-
höhe auch wirklich und überhaupt 
standzuhalten vermögen, ob sie ergeb-
nisoffen sind und ob beispielsweise ein 
Vetorecht eingeräumt wird oder unab-
hängig vom Ergebnis das Primat der 
politischen Entscheidung fortbesteht, 
was das Verfahren als solches schlicht 
ad absurdum führt. Wenn solche 
Verfahren erkennbar nur die Leimrute 
darstellen, an der wir gefangen werden 
sollen, gilt: Finger weg!

MEDIATIONS- UND DIALOGVERFAHREN,  
SCHLICHTUNGEN UND RUNDE TISCHE
Dr. Michael Wilk, AKU-Wiesbaden

Der vorliegende Text basiert z.T. auf: Wilk, Michael; Sahler, Bernd (2014): Strategische Einbindung, Von Mediationen,
Schlichtungen, Runden Tischen… und wie Protestbewegungen manipuliert werden. Edition AV, Lich.
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Mahnwache gegen Stuttgart 21
Foto: Petra Weiberg
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Wussten Sie, dass Sie ein Stakeholder 
sind? Ein Mitglied einer Anspruchs-
gruppe? So sehen Sie Unternehmen 
und Projektträger, die etwa eine Straße 
oder eine Stromtrasse bauen, ein 
Fracking-Gebiet erschließen oder ein 
Atommüll-Lager einrichten wollen.

Stakeholder ist der Schlüsselbe-
griff eines vorherrschenden, durch die 
Wirtschaftswissenschaften geprägten 
Denkmodells. Es liefert eine Strategie 
für den Umgang mit Protest – aller 
Erfahrung nach mit dem Ziel, ihn 
einzuhegen und Akzeptanz für das 
eigene Vorhaben zu schaffen. Häufig 
wird in diesem Zusammenhang auch 
von Vertrauen gesprochen, das fehlt 
und folglich hergestellt werden müsse 
– und könne. 

Das Panorama, das Strategen der 
Unternehmens-PR entwerfen, sieht 
so aus: Die herkömmliche Art der 
Planung strittiger Projekte lief weit-
gehend unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit. Nach dem Motto: Augen zu 
und durch. Das funktioniert heute – 
dank einer selbstbewussten und gut 
informierten Zivilgesellschaft – nicht 
mehr. Massenproteste, Gerichtsver-
fahren, Imageschäden und zeitliche 
Verzögerungen des Projekts sind die 
Folge. Es läuft nicht rund – und das 
kostet Zeit, Geld, Reputation und 
Nerven. Das Gegenmittel heißt Stake-
holder-Management. 

Frühzeitig wird erhoben, wer genau 
mit welchen Argumenten einem 
Vorhaben in die Quere kommen 
könnte. Unternehmen setzen – 
verstärkt seit den 1990er Jahren 
– darauf, KritikerInnen in Dialoge 
einzubinden. Dem Unternehmen 
verschafft der Stakeholder-Dialog 
wichtige Vorteile: Es greift gratis Fach-
wissen ab, lernt seine KritikerInnen 
näher kennen, kann deren Stärken 
und Schwächen besser einschätzen und 
eine zielgruppenspezifische Kommu-
nikationsstrategie entwickeln. Die 
KritikerInnen werden beschäftigt, 
so dass sie für ihren Protest auf der 
Straße weniger Zeit haben. Sie müssen 
sich mit den Dialogangeboten ausein-
andersetzen und lassen sich dadurch 
mitunter spalten – in die, die mitreden, 
und die, die es nicht tun. Das Unter-
nehmen gibt sich modern, offen und 
dialogbereit, was gerade auch in der 

Medienöffentlichkeit gut ankommt. 
Wer nicht am Dialog teilnehmen will, 
wird hingegen schnell als Verweigerer 
abgestempelt. 

Eine Dialogfalle schnappt regel-
mäßig dann zu, wenn ergebnislose 
Gespräche hinter verschlossenen 
Türen geführt werden, um eine öffent-
liche Konfrontation zu umgehen und 
die Protestbewegung zu schwächen. 

Wie können es AktivistInnen 
für Klima, Umwelt und Menschen-
rechte vermeiden, in solche Dialog-
fallen zu tappen? Wer die Initiative 
zu Gesprächen ergreift, ist im Vorteil. 
Denn der Initiator hat ein Konzept, 
an welcher Stelle im Gesamtkonzept 
ihm Gespräche opportun erscheinen. 
Deshalb ist besonders sorgfältige 
Prüfung vonnöten, wenn das Angebot 
von demjenigen ausgeht, der ein 
Vorhaben durchsetzen will. Wer darauf 
eingeht, muss die begründete Aussicht 
auf ein gleichberechtigtes Agieren an 
einer gemeinsamen Zielstellung haben. 
Vor Gesprächsbeginn steht daher die 
„Aushandlung der ‚Spielregeln‘“, etwa 
zu  Zielen, Ergebnisoffenheit, Teilneh-
merkreis, Moderation und Öffentlich-
keit. (Donat 2015, S. 339) Die Gefahr, 
Zeit, Geld und Gedanken in eine 
Alibi-Veranstaltung zu stecken, ist dann 
besonders hoch, wenn die Rahmen-
bedingungen für Gespräche einseitig 
bestimmt werden, die Ressourcen 
ungleich verteilt sind und vorher nicht 

klar abgesteckt ist, welchen Verhand-
lungsspielraum es gibt. 

Bei Robin Wood haben wir langjäh-
rige Erfahrungen damit, nach öffent-
lichkeitswirksamen und konfronta-
tiven Aktionen ein ergebnisorientiertes 
Gespräch mit Unternehmen selbst 
zu initiieren, um die eigene Agenda 
durchzusetzen. Solche Gespräche 
haben Robin Wood-VertreterInnen 
etwa mit Unternehmen geführt, die am 
Verkauf von Produkten aus Tropen-
wald-Raubbau wie Möbel, Papier oder 
Palmöl verdienten – mit dem Ziel, sie 
zu einer öffentlichen Verzichtserklä-
rung zu bewegen.  Lenkten die Unter-
nehmen nicht ein, ließ sich dies in 
der öffentlichen Debatte als weiterer 
Beleg für die Notwendigkeit strengerer 
gesetzlicher Vorschriften nutzen. 

Voraussetzung für einen solchen 
Unternehmensdialog ist vor allem eins: 
politischer Druck, der durch kraftvolle, 
kreative Proteste und beharrlich fort-
geführte Kampagnen aufgebaut wird. 
Überraschende  Protestaktionen und 
ziviler Ungehorsam lassen Pläne von 
Protestmanagern Makulatur werden 
und stärken die eigene Handlungssou-
veränität. 

Offenheit für Gespräche bedeutet 
also nicht Offenheit für vorgefertigte 
Dialoge zur Akzeptanzbeschaffung. 

Anstatt ein Spiel nach unfairen 
Spielregeln mitzumachen, stellen wir 
die Regeln besser selbst auf.

„LASSEN SIE UNS IN RUHE DRÜBER REDEN!“ 
WARUM UNTERNEHMEN DAS GESPRÄCH SUCHEN UND WANN DIE DIALOGFALLE ZUSCHNAPPT

Ute Bertrand, Robin Wood

Direkter Dialog vor laufender Kamera – Indonesische Delegation und  
Unilever-Pressesprecher im Gespräch über Landraub für Palmöl. Protestaktion  

zusammen mit Robin Wood und Rettet den Regenwald in Hamburg.

Foto: Rettet den Regenwald e.V.
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Der Beitrag erläutert die Mechanismen 
der Bürgerbeteiligung im Kampf um die 
Meinungshoheit: Wenn Bürger über 
Wahlen hinaus auf politische Entschei-
dungen Einfluss nehmen wollen, 
müssen sie Einfluss auf die öffentliche 
Meinung nehmen. Um diesen Kampf 
um die Meinungshoheit zu gewinnen, 
bedarf es aktiver und konstanter Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit. Beispiele aus 
der Bürgerbewegung gegen Stuttgart 
21 zeigen die vielfältigen Möglichkeiten 
und Schwierigkeiten.

Bürgerbeteiligung – selbstbestimmt 
oder vorgegeben?

Es gibt viele Spielarten der Bürgerbe-
teiligung. Grundlegend unterscheiden 
sollte man zweierlei: Entweder die 
Bürger beteiligen sich ungefragt (aktiv) 
oder sie werden von Politikern, der 
Verwaltung oder von großen Unter-
nehmen beteiligt (passiv). Im ersten 
Fall geht der Prozess von den Bürgern 
aus, im zweiten wird der Beteiligungs-
prozess an die Bürger herangetragen. 
Die Frage ist: Bestimmen die Bürger 
das Thema ihrer Beteiligung selbst oder 
wird es ihnen vorgegeben? Wollen 
sie sich beteiligen oder sollen sie sich 
beteiligen? Und schließlich: Wer 
ist Herr des Verfahrens: die Bürger 
oder die Politik, die Verwaltung, das 
Unternehmen? Um Bürgerbeteili-
gung im eigenen Sinne zu nutzen und 
Mitmachfallen zu vermeiden, muss 
man sich der Ausgangslage bewusst 
sein. Wenn Bürger beteiligt und einge-
bunden werden sollen, geht es allzu oft 
nicht um die Interessen der Bürger, 
sondern um die Interessen der Initi-
atoren: Akzeptanz für längst getrof-
fene Entscheidungen soll nachträglich 
geschaffen werden, Kritiker sollen 
mundtot gemacht und ins politische 
Abseits manövriert werden.

Der Wettstreit um  
die öffentliche Meinung

In unserer Demokratie werden 
Entscheidungen von gewählten Poli-
tikern getroffen – und deshalb müssen 
BürgerInnen Einfluss auf diese verant-
wortlichen Politiker nehmen (wie 
Lobbyisten auch). Das wichtigste Inst-
rument der Bürger ist dabei die öffent-
liche Meinung: Politiker sind darauf 

angewiesen, wiedergewählt zu werden, 
sie sind abhängig von der Gunst 
der Bevölkerungsmehrheit. Wenn 
ein Politiker an der Macht bleiben 
will, kann er es sich nicht leisten, die 
öffentliche Meinung gegen sich aufzu-
bringen. Er ist genötigt, sein Fähnchen 
wenigstens halbwegs nach dem Wind 
zu richten. Wer die Windrichtung der 
öffentlichen Meinung beeinflussen 
kann, kann politische Entscheidungen 
beeinflussen. Bei jeder Art der Bürger-
beteiligung geht es also darum, den 
Wettstreit um die öffentliche Meinung 
für sich zu entscheiden.

Die erste Frage dabei ist: Wen 
will ich erreichen und wen kann ich 
erreichen? In der Grafik „erreich-
bare Bürger“ ist dies für Stuttgart 21 
dargestellt: Ziel ist es, mindestens die 
Einwohner von Stuttgart (604.000, 
dunkelgraues Quadrat) oder besser die 

Einwohner von Baden-Württemberg 
(10.648.000, hellgraues Quadrat) zu 
erreichen, um die Politiker unter Druck 
setzen zu können. Tatsächlich aktiv 
geworden sind 33.000 Menschen, die 
sich auf der Webseite parkschuetzer.
de als Unterstützer eingetragen haben, 
sowie 100.000 Bürger, die zur größten 
Demo gegen S21 kamen. Hier zeigt 
sich, dass es beim Wettstreit um die 
öffentliche Meinung keine Lösung ist, 
nur auf eigene Webseiten und Demos 
zu setzen. Damit erreicht man zwar 
interessierte und politisierte Bevöl-
kerungsgruppen, aber nicht die breite 
Masse, die man für die Meinungs-
mehrheit benötigt.

Die öffentliche Meinung wird ganz 
wesentlich durch Medienberichte 
geprägt, denn über Presse, Radio und 
Fernsehen (und deren Internet-Auf-
tritte) erlangen die Bürger den Großteil 
ihrer Informationen. Vergleicht man 
die Zahl der direkt per Flugblätter oder 
Demo erreichbaren Bürger nämlich 
mit der Auflage einer Lokalzeitung 
oder gar einer bundesweit relevanten 
Zeitung wie der Süddeutschen Zeitung, 
der FAZ oder dem Spiegel, dann wird 
der Unterschied sehr deutlich (siehe 
Grafik „Leser pro Ausgabe“). Nur über 
die Medien kann eine Bürgerbewegung 
ihre Botschaften und politischen Forde-
rungen in die Breite der Bevölkerung 
transportieren (und dazu kostenlos). 
Und nur so kann eine Bürgerbewe-
gung den Meinungsbildungsprozess in 
ihre Richtung beeinflussen. Um dies zu 
erreichen, müssen Bürgerbewegungen 
aktive und solide Pressearbeit leisten.

DER WETTSTREIT UM DIE ÖFFENTLICHE  
MEINUNG IM KONFLIKT UM STUTTGART 21
Matthias von Herrmann, Berater für Presse- und Kampagnenarbeit

Dieser Beitrag erschien als Langfassung in: Sommer, Jörg (Hrsg.) (2015): Kursbuch Bürgerbeteiligung. Verlag der Deutschen Umweltstiftung, im Internet: www.kursbuch.de
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Aufklärung ist eine der wich-
tigen Strategien gegen Greenwas-
hing und unternehmensfinanzierte 
„Bürger“-Initiativen. Wie verhalten 
sich Unternehmens-PR und reale 
Geschäftstätigkeiten, wer steckt 
hinter scheinbar unabhängigen Initi-
ativen? In den letzten Jahren sind eine 
Reihe von Initiativen und Webseiten 
entstanden, die Licht in die Strategien 
von Unternehmen und Lobbygruppen 
bringen wollen. Hier stellen wir einige 
Projekte wie Klima-Luegendetektor.
de, Lobbypedia.de und Sourcewatch 
(USA) vor. Weitere Informationen 
und Hintergründe können an diese 
Organisationen geschickt werden 
– damit das Wissen und die Daten-
banken weiter wachsen.

Klima-Luegendetektor.de

Der Kohleriese RWE, der sich plötz-
lich als Ökostrom-Pionier darstellt; die 
Atomwirtschaft, die ihre Atomkraft-
werke als „Klimaschützer“ bezeichnet; 
der Öl- und Gaskonzern Exxon, 
der Fracking als umweltschonende 
Fördermethode anpreist – Greenwas-
hing (zu deutsch: Grünfärberei) hat 
viele Gesichter. Unter dem Begriff 
versteht man, so die Definition bei 
Wikipedia, „PR-Methoden, die darauf 
zielen, einem Unternehmen in der 
Öffentlichkeit ein umweltfreundliches 
und verantwortungsbewusstes Image 
zu verleihen, ohne dass es dafür eine 
hinreichende Grundlage gibt“. Mit 
solchen Imagemanipulationen sollen 
beispielsweise Konsumenten getäuscht 
werden; sie dienen aber auch dazu, 
Protesten gegen die Firmenpolitik 
die Spitze zu nehmen. Seit dem Jahr 
2008 stellt der „Klima-Lügendetektor“ 
Grünfärber jeder Couleur bloß. Die 
Macher des Watchblogs sind Journa-
listen des klima- und energiepolitischen 
Online-Magazins klimaretter.info. Sie 
recherchieren, was Unternehmen in 

ihren PR-Kampagnen verschweigen 
und bringen so die schöne Fassade 
zum Einsturz. Mehr als 400 Beiträge 
wurden auf dem Blog bisher veröffent-
licht. Viele davon gehen auf Hinweise 
aus der Leserschaft zurück – die das 
Projekt auch durch Spenden finanziert.

Lobbypedia.de

Das Online-Lexikon „Lobbypedia“ von 
LobbyControl nimmt die Mächtigen 
genau unter die Lupe: Hier wird klar 
gemacht, wie Lobbyarbeit in Deutsch-
land funktioniert und wie Unter-
nehmen und Lobbyorganisationen 
Einfluss auf Politik und Öffentlichkeit 
nehmen. Hier gibt es z.B. eine Über-
sicht über das Phänomen Astroturf 
mit zahlreichen Beispielen, Hinter-
gründe über Tarnorganisationen wie 
das Bee Biodiversity Network oder den 
privaten Nachrichtendienst Hakluyt 
& Company, der in den Neunzigern 
Greenpeace und andere Umweltorga-
nisationen für die Ölfirmen Shell und 
BP ausspionierte.

NutzerInnen können auf der 
Wiki-Plattform ihr Wissen zusam-
mentragen und veröffentlichen, 
dieses wird nach Kategorien wie 
Branchen, Lobby-Phänomenen aber 
auch Akteuren und politischen Ereig-
nissen geordnet und ermöglicht so die 
Recherche sowohl nach Sachgebieten, 
als auch nach Akteuren. Über die 

Jahre ist ein Archiv zu vielen Themen 
entstanden - eine wichtige Informa-
tionsquelle für JournalistInnen und 
wachsame Menschen.

Sourcewatch.org aus den USA

Das amerikanische Vorbild für 
andere kritische Wikis über PR- und 
Lobby-Strategien ist Sourcewatch. 
Sie wird vom Center for Media 
and Democracy getragen, das zu 
Korruption und dem übermäßigem 
Einfluss von Unternehmen auf Medien 
und Demokratie recherchiert. In Sour-
cewatch findet man zahlreiche Artikel 
über Astroturf, verdeckte PR-Strate-
gien und die darin verwickelten Unter-
nehmen, Denkfabriken und PR-Agen-
turen. So kann man dort beispielsweise 
etwas über die PR-Firma Berman & 
Company lernen, die gezielt Tarnorga-
nisationen nutzt, um Gewerkschaften 
oder Umweltschützer anzugreifen. In 
einem öffentlichen Auftritt prahlte 
Rick Berman damit, dass er den Finan-
ziers hinter solchen Attacken Anony-
mität verschaffen könne.

Weitere Internetseiten

• Spinwatch und Powerbase aus Groß-
britannien: spinwatch.org, power-
base.info

• Exxonsecrets: Informationen über 
die Verflechtungen klimaskepti-
scher Denkfabriken mit Exxon-
Mobil oder Organisationsprofile, 
exxonsecrets.org 

• Zu Spionage durch Unternehmen 
arbeitet Evleine Lubbers unter 
„Secret Manoeuvers in the Dark“: 
secretmanoeuvres.org

• Zum Einsatz von Undercover-Po-
lizisten in Sozialen Bewegungen 
bereitet Jason Kirkpatrick gerade 
einen Dokumentarfilm vor. Einzelne 
Ausschnitte des Dokumentar-
film-Projekts und weitere Informa-
tionen gibt es unter: SpiedUpon.com

KONZERN-STRATEGIEN ANS LICHT BRINGEN 
ORGANISATIONEN UND PLATTFORMEN GEGEN ASTROTURF

Ulrich Müller, LobbyControl und Toralf Staud, Klima-Lügendetektor
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Tagungen lohnen sich für alle Teil-
nehmenden: Wissen wird vermit-
telt, durch Austausch entstehen neue 
Ideen, politisch Aktive lernen sich 
kennen und Netzwerke entstehen. 
Im Rahmen solcher Tagungen mobi-
lisieren alle Beteiligten aber auch ihr 
bestehendes Wissen, konzentrieren 
sich auf bestimmte Aspekte ihres 
Handelns und recherchieren erneut. So 
konnte beispielsweise LobbyControl 
den engen Zusammenhang der Initi-
ative „Unsere Zukunft – unser Revier 
– an Rur und Erft“ und dem Deut-
schen Braunkohlen-Industrie-Verein 
(DeBriV) nachweisen.

Das Zusammentragen der zahl-
reichen Astroturf-Kampagnen im 
Rahmen der Tagung „Wenn Konzerne 
den Protest managen“ zeigt, dass solche 
Initiativen eben nicht ausschließlich 
regional und zufällig entstehen, sondern 
dass es ähnliche Strukturen und Strate-
gien gibt. Gelingt es, diese aufzuzeigen, 
können Bürgerinitiativen lernen, wie 
mit diesen umgegangen werden kann.

Einer solchen Tagung sind natürlich 
auch Grenzen gesetzt und so konnten 
nicht alle Fragen angesprochen werden. 
Was ist denn beispielsweise ein 
Projekt? Oder vielmehr ein Großpro-
jekt? Gehört nicht die zunehmende 
Entsolidarisierung und Vereinzelung in 
unserer Gesellschaft dazu? Hierzu gibt 
es ja einige Kampagnen beispielsweise 
die „Initiative Neue Soziale Marktwirt-
schaft“, die im Wesentlichen von der 
Metall- und Elektroindustrie finanziert 
wird. Die Bertelsmann-Stiftung arbeitet 
durch Beratung und Hochschulran-
kings an einer Umstrukturierung 
der Universitäten und Studiengänge. 
Was ist mit anderen gesellschaftli-
chen Bereichen wie dem geistigen 
Eigentum im Internet, um welches die 
Industrie bspw. in Kampagnen wie der 
„Campaign for Creatity“ kämpft?

Vielleicht ist es aber auch gar nicht 
notwendig, jede einzelne Astro-
turf-Initiative und Grassroots-Lob-
bying-Kampagne im Detail zu kennen 
und auf einer Tagung vorzustellen. 
Wichtiger ist es, die Strukturen zu 
erkennen, mit denen politische und 
ökonomische Interessen in öffentliche 
Meinung übersetzt oder die Umset-
zung von ökologisch und politisch 
bedenklichen Projekten gefördert 

werden sollen. Von Bedeutung ist es, 
um die  Gegenmaßnahmen zu wissen, 
um die Ideen und Vorgehensweisen 
mit denen andere Initiativen Erfolg 
hatten – oder auch scheiterten.

Die Sozialen Bewegungen werden 
zukünftig häufiger mit solchen Phäno-
menen konfrontiert werden – schlicht, 
weil sie in den letzten Jahrzehnten 
Erfolg hatten. In (kleinen) Teilberei-
chen werden politische Entscheidungs-
findungen partizipativer. Doch es wäre 
naiv anzunehmen, dass sich Unter-
nehmen nicht an diese Entwicklungen 
anpassen würden. 

Dass Unternehmen sich auch ihrer 
sozialen und ökologischen Verant-
wortung stellen, war eine Forderung 
bspw. der Umweltbewegung – und 
Unternehmen tun dies – real oder zum 
Schein (durch Greenwashing). „Corpo-
rate Social Responsibility“ (CSR) ist 
ein Konzept der Unternehmen und 
sie gehen noch weiter: Unternehmen 
verstehen sich selbst zunehmend als 
„Bürger“ (Corporate Citizenship), die 
in den einzelnen Regionen wirken – 
aber dann auch politische Forderungen 
stellen. Die engen Grenzen der Orga-
nisationen lösen sich im Bereich der 
Kommunikation zunehmend auf und 
die Unternehmen gehen immer öfter 
auf ihr gesellschaftliches Umfeld zu, um 
dort die Debatten und Diskurse mitzu-
bestimmen. Zunehmend finden sich 
MitarbeiterInnen von Unternehmen 
in öffentlichen Beteiligungsverfahren 
– selbstverständlich als „private Bürge-
rInnen“ – bspw. in der Öffentlichkeits-
beteiligung bei der Kommission „Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe“.

Die (scheinbare) Trennung zwischen 
den Bereichen der Wirtschaft (der 
Arbeit), des Staates und des Privaten 
löst sich auf. Wichtig ist es, hier wieder 
Abwehr-Mechanismen zu entwickeln. 
Die (bürgerlichen) Freiheiten wie Reise-
freiheit und Meinungsfreiheit sind ja 
auch zunächst Abwehrrechte gegen den 
Staat und in ähnlicher Weise müssen 
Abwehrrechte auch für den Bereich 
der Ökonomie (weiter-)entwickelt 
werden. Hier gibt es in den Sozialen 
Bewegungen unterschiedliche Ansätze: 
zum einen gibt es Ansätze durch neue 
Gesetze und Regelungen wie die Schaf-
fung von Lobbyregistern, das zeitweise 
Verbot des Wechsels von Politikern 

in Unternehmen oder Maßnahmen 
zu einer höheren Transparenz bspw. 
in Gesetzgebungsprozessen. Neben 
solchen Forderungen an das politische 
System gibt es aber zum anderen auch 
zahlreiche Ansätze von Skandalisierung 
und Protest bis hin zu Forderungen 
nach einer umfassenden Änderung der 
Produktions- und Konsumtionsweisen 
in der Gesellschaft (bspw. System 
Change not Climate Change).

Von Bedeutung ist es, sich wieder 
an eine Grundfigur in der Argumenta-
tion Sozialer Bewegungen zu erinnern: 
Persönliche Interessen gegen Allge-
meinwohlinteressen. Denn ökonomi-
sche Interessen sind zunächst persön-
liche Interessen einzelner Personen oder 
einzelner Gruppen und können erst 
in einem zweiten Schritt (auch) zum 
Allgemeinwohl beitragen. Soziale Bewe-
gungen sind aber bereits in einem ersten 
Schritt auf das Allgemeinwohl gerichtet. 

Die angestrebten Veränderungen 
müssen gegen große (finanzielle) Inte-
ressen und Ressourcen durchgesetzt 
werden – und häufig gegen bestehende 
Machtstrukturen. Die Sozialen Bewe-
gungen tun dies aber bereits seit rund 
150 Jahren mit Erfolg – auch wenn 
solche sozialen Veränderungen lange 
Zeiträume brauchen. Die relativ starke 
Anti-Atom-Bewegung wird mehr als 
50 Jahre gebraucht haben, bis das letzte 
Atomkraftwerk abgeschaltet sein wird.

Die scheinbar neuen Astroturf- 
und Grassroots-Lobbying-Initiativen 
nehmen im Umfeld von Großpro-
jekten derzeit zwar zu, doch ganz so 
neu sind sie auch in der Bundesrepu-
blik nicht und sind schon spätestens 
in den 1980er Jahren aus den USA 
importiert worden. Doch auch wenn 
diese Initiativen im konkreten Einzel-
fall Erfolg haben können, so haben sie 
sich häufig langfristig nicht durchge-
setzt. Die Pro-Kernenergie-Vereine 
der 1980er Jahre gibt es eben nicht 
mehr. Und dies hat einen triftigen 
Grund: eines können auch Astroturf- 
und Grassroots-Lobbying-Initiativen 
mit all ihren Planungen, Beziehungen 
und finanziellen Ausstattungen eben 
nicht – sie können den starken Sinn 
für Gerechtigkeit der Sozialen Bewe-
gungen nicht ersetzen und auch nicht 
die Leidenschaft, mit den die Sozialen 
Bewegungen ihre Ziele verfolgen.

  
FAZIT UND AUSBLICK
Daniel Häfner, Robin Wood
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Im Folgenden sind zunächst die vorne verwendeten Quellen aufgeführt, darüber hinaus gibt es aber auch weitere Litera-
turhinweise, bspw. Bücher und Artikel von Eveline Lubbers und Christian Fuchs, die auch Workshops auf der Tagung 
angeboten haben, und darüber hinaus einige aktuelle wissenschaftliche Veröffentlichungen.
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Astroturf 

(engl. für „Kunstrasen“) bezeichnet vermeintliche Graswurzel-Initiativen oder Verbände,  

die in erster Linie von Unternehmen, Wirtschaftsverbänden, politischen Interessengruppen  

oder PR-Firmen konzipiert, geschaffen und finanziert werden. (sourcewatch.org)

Über Jahrzehnte haben Konzerne differenzierte Strategien entwickelt, um ihre ökonomischen Inter-
essen gegenüber der Politik durchzusetzen. Doch der bisher übliche Lobbyismus in Brüssel, Berlin oder 
anderswo genügt nicht, wenn Unternehmen mit zivilgesellschaftlichem Widerstand konfrontiert sind, 
wie er sich etwa gegen Großprojekte (Straßen, Bahnhöfe, Flughäfen, Gentechnik etc.) formiert. 

Zunehmend fordert die Zivilgesellschaft nicht nur rechtsstaatlich korrekte und legale Entscheidungen 
ein, sondern auch gerechte und legitime. Unternehmen und Politik setzt das unter großen öffentlichen 
Druck. Als eine Reaktion weiten auch Konzerne und deren PR-Agenturen ihre Handlungsfelder in den 
zivilgesellschaftlichen Bereich aus, der bisher vor allem den Sozialen Bewegungen vorbehalten war. 
Und sie, die Unternehmen, tun dies häufig verdeckt. 

Öffentlichkeitswirksame Proteste werden inzwischen von Investoren oder Projektentwicklern 
einkalkuliert. Es wird nicht mehr nur versucht, diese zu verhindern oder zu ignorieren. Vielmehr ist es 
das Ziel, „Argumente zu managen“, Proteste zu übertönen oder zu neutralisieren – jedenfalls wird aktiv 
versucht, um die Meinungshoheit im öffentlichen (Diskurs-)Raum zu kämpfen. 

Dabei kommt den Unternehmen und ihren Agenturen entgegen, dass Interessen in der modernen 
Gesellschaft weit ausdifferenziert sind. Neue Technologien und Vorhaben stoßen deshalb tatsächlich 
bei kleineren oder größeren Gruppen auf Akzeptanz – eine Gruppe von Befürwortern findet sich meist. 
Dies machen sich Unternehmen zunutze, indem sie derartige Gruppen unterstützen oder gar initiieren 
(wie es etwa in der Auseinandersetzung um den neuen Stuttgarter Hauptbahnhof mit der Kampagne 
„I love S21“ zu beobachten war). Konzerne und PR-Agenturen nutzen außerdem aus, dass zivilgesell-
schaftliche Aktionsformen (Bürgerinitiativen, Unterschriftensammlungen etc. pp.) per se ein positives 
Image besitzen – wessen Interessen damit vertreten werden, ob sie selbstlos sind und dem Gemeinwohl 
dienen, wird selten hinterfragt. 

Konzerne profitieren zudem von einer zunehmenden Unübersichtlichkeit: Technologien und Projekte 
werden immer komplexer und damit für viele Bürger schwerer verständlich. Das Internet hat zu einer 
Vervielfachung von Informationen geführt; es hat nicht nur sozialen Bewegungen neue Kanäle geöffnet, 
sondern es lassen sich auch Gerüchte, Falschinformationen, Denunziationen über sie verbreiten. 

Diese neuen Unternehmensstrategien werden bisher weder von Sozialen Bewegungen und betrof-
fenen Initiativen, noch von Journalisten und Medien ausreichend ernstgenommen und analysiert. 
Deshalb wurden sie in einer Tagung am 26. September im Rahmen der LiMA15-Woche an der  
HU Berlin thematisiert. Neben der Aufklärung über diese Prozesse, in denen ökonomische Interessen 
mit den Mitteln der Zivilgesellschaft durchgesetzt oder unterstützt werden sollen, ging es insbesondere 
darum, erfolgreiche Gegenstrategien zu beleuchten und bekanntzumachen. Einige der Ergebnisse der 
Tagung sind in dieser Broschüre dokumentiert.

www.konzernprotest.de


